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15. Mai 2007  Schneller Ersatz der neuen Abstimmungskuverts (Urs Huber ,SP) 
Der Regierungsrat wird eingeladen, für den Ersatz der neuen Abstimmungskuverts heutige und 
zukünftige Alternativ-Lösungen zu prüfen. Damit soll garantiert werden, dass die briefliche 
Stimmabgabe unkompliziert erfolgen kann und die gesetzlichen Regelungen eingehalten wer-
den können. 
 
Unerledigt. 
Alternativlösungen wurden mit dem Kuverthersteller geprüft. Zur Zeit gibt es keine anderen 
Zweiwegkuverts mit Reissverschluss und Innentasche, welche das Stimmgeheimnis wahren und 
den Anforderungen der Post genügen. So weit möglich wurden Verbesserungen standardmässig 
vorgenommen. Im Angebot der Gemeinden stehen zwei Arten von Zustellkuverts (d.h. die bishe-
rigen Zustellkuverts mit Sichttasche können weiter verwenden werden). 
 

7. November 2007  Nachhaltige Papier- und Holzbeschaffung (Brigit Wyss, Grüne) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, einen aktiveren Beitrag zum globalen Schutz der Wälder zu 
leisten und dazu sein Beschaffungswesen in den Bereichen Papier und Holz urwaldfreundlicher 
zu gestalten. Der Kanton soll sich im Rahmen seiner Möglichkeiten für den Schutz der Urwälder 
einsetzen, indem er den Papierverbrauch generell reduziert und nur Papier aus nachhaltigen 
Quellen verwendet. In der Kantonsverwaltung soll sowohl beim Kopier- und Briefpapier als auch 
bei den Drucksachen nach Möglichkeit Recyclingpapier eingesetzt werden. Zudem soll nur noch  



 

FSC-zertifiziertes Holz und/oder Hölzer aus der Schweiz beziehungsweise aus dem benachbarten 
Ausland verwendet werden. 
 
Unerledigt. 
Die Departemente wurden zur papier- und kostensparenden Einstellung von Kopiergeräten und 
Druckern angewiesen. Die Entwicklungen auf dem Papiermarkt verfolgen wir sehr aufmerksam 
und treffen unsere Einkaufsentscheide in Abwägung aller umweltrelevanten Aspekte. Bei der 
Papierbeschaffung halten wir uns sehr strikte an die beiden führenden Zertifizierungssysteme 
für ein nachhaltiges und umweltgerechtes Waldmanagement (FSC und PEFC). Das Kopier- und 
Briefpapier stammt aus zertifiziertem Zellstoff und wird in Biberist hergestellt. Recyclingpapier 
wird nicht eingesetzt, da kein solches aus Schweizer Produktion erhältlich ist. 
 
2.5. Motionen 
--- 
 
2.6. Postulate 
--- 
 

03. Bau- und Justizdepartement 
 
3.1. Volksmotionen 
--- 
 
3.2. Volksaufträge 
--- 
 
3.3. Parlamentarische Initiativen 
--- 
 
3.4. Aufträge 

15. Dezember 2004: Zusammenlegung der Strafanstalt Schöngrün und des Therapiezentrums 
«im Schache» (Markus Grütter, FdP/JL und Hans Leuenberger, FdP/JL) 

Die Investitionspriorisierung des Globalbudgets Hochbauamt ist so zu gestalten, dass die Zusam-
menlegung der Strafanstalt Schöngrün mit dem Therapiezentrum «im Schache» entsprechend 
dem Strategieentscheid des Regierungsrats vom 25. Februar 2002 vollzogen werden kann. Die 
Planungsarbeiten sind dadurch im Jahre 2005/2006 auszuführen. Dem Objektkredit für diese Pla-
nung ist demzufolge die entsprechende Priorität einzuräumen. 
 
Erledigt. 
Mit RRB Nr. 2004/2307 vom 16. November 2004 hat der Regierungsrat eine Planungskommission 
eingesetzt, um die Grundlagen für die Zusammenlegung der Strafanstalt Schöngrün mit dem 
Therapiezentrum im Schache zur neuen «Justizvollzugsanstalt Kanton Solothurn» zu erarbeiten. 
Mit RRB Nr. 2006/2061 vom 31. Januar 2006 hat der Regierungsrat das Programm des notwendi-
gen Planungswettbewerbes gutgeheissen. Mit RRB Nr. 2007/641 vom 24. April 2007 «Genehmi-
gung des Entscheides des Beurteilungsgremiums» konnte das zweistufige Wettbewerbsverfah-
ren erfolgreich abgeschlossen werden. Von der Planungskommission wurde seitdem, in Zusam-
menarbeit mit den Subventionsbehörden des Bundes, eine Projektoptimierung durchgeführt. 
Die Bau-Botschaft des Regierungsrates an den Kantonsrat ist für Herbst 2008 geplant. Der Bezug 
der neuen Justizvollzugsanstalt ist, gemäss RRB Nr. 2007/33 vom 16. Januar 2007 (5. Investiti-
onspriorisierung), für das Jahr 2012 vorgesehen. 
 
 



 

23. August 2005: A5, Autobahnanschluss Grenchen: Gewährleistung der Verkehrs-
sicherheit (Überparteilich) 

Der Regierungsrat wird eingeladen, bis Ende 2005 die Planungsarbeiten für eine nachhaltige 
Steigerung der Verkehrssicherheit im Bereich des Autobahnanschlusses Grenchen zu starten und 
entsprechende Lösungen ab 2006 einer zügigen Umsetzung zuzuführen. 
Ziel: Der Autobahnanschluss Grenchen soll für die Benutzer gefahrlos benutzt werden können. 
Ein zu erwartender Mehrverkehr im Zuge der Überbauung der baureifen Industrielandreserven 
in Grenchen, Bettlach und Arch muss bewältigbar sein. 
 
Erledigt. 
Die Planungsarbeiten für den neuen Grosskreisel in Anschluss Grenchen sind abgeschlossen, die 
Devis für die Ausschreibung erstellt. Das ganze Dossier wurde zur Ausführung der ASTRA Filiale 
Zofingen übergeben. Aufgrund der neuen Ausgangslage nach Inkraftsetzung der NFA hat der 
Kanton nur noch wenig Einflussmöglichkeiten auf den Baubeginn. 
 
 

9. November 2005: Neuer Autobahnzubringer zur A1 (Überparteilich) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, einen neuen Autobahnzubringer vom Niederamt an die A1 
im Rahmen des Agglomerationsprogramms «Netzstadt AarauOltenZofingen» und des Sachpla-
nes Verkehr - zusammen mit dem Kanton Aargau - weiterzuverfolgen und die REPLA OGG peri-
odisch über den Stand der Arbeiten zu orientieren. 
 
Unerledigt. 
Unter Federführung des ARP untersucht eine Arbeitsgruppe «Raumentwicklung Niederamt» zu-
erst die weitere räumliche Entwicklung des Niederamtes und definiert daraus entstehende Ver-
kehrsbedürfnisse. Um zweckmässige Verkehrslösungen aufzuzeigen, hat das AVT eine Verkehrs-
studie in Auftrag gegeben. 
Am 15. Mai 2007 wurde zudem eine Petition: «Lösung der Niederämter Verkehrsprobleme» ein-
gereicht. Diese wird aufgrund der oben beschriebenen Arbeitsgruppe zur Zeit bearbeitet. 
 
 

6. September 2006: Für mehr Sicherheit beim Bipperlisi (Irene Froelicher, FdP) 
Der Regierungsrat wird aufgefordert, die Massnahmen, welche die Verkehrssicherheit im Zu-
sammenhang mit der Bahn «Bipperlisi» erhöhen, raschmöglichst auszuführen. 
 
Unerledigt. 
Folgende Massnahmen, welche die Verkehrssicherheit im Zusammenhang mit der Bahn «Bipper-
lisi» erhöhen, wurden im vergangenen Jahr 2007 ausgeführt: 
- Erneuerung Verkehrsregelungsanlage Baselstrasse / Obere Sternengasse in Solothurn. Die 

Signalgeber wurden neu mit gut sichtbarer LED-Technik ausgerüstet. 
- Umgestaltung Knoten Baseltor in Solothurn mit Optimierung der Bahnsicherung. 
- Reduktion der signalisierten Höchstgeschwindigkeit auf der Kantonstrasse H5 in Riedholz 

von 70 km/h auf 60 km/h. Dadurch konnte insbesondere auch im Bereich der Abzweigung 
Richtung Attisholz mit Querung der Bahn  «Bipperlisi» die Verkehrssicherheit erhöht werden. 

Die vor dem Jahr 2007 ausgeführten Massnahmen sind dem Bericht per 31. Dezember 2006 zu 
entnehmen. 
Weitere Massnahmen sind gemäss Regierungsratsbeschluss Nr. 2006/872 vom 2. Mai 2006 in den 
nächsten Jahren geplant. 
 
 
 



 

26. Juni 2007: Globalbudget Strassenbau ER und IR: Sicherstellung der Sub-
stanzerhaltung der Kantonsstrassen (UMBAWIKO) 

Der Regierungsrat des Kantons Solothurn wird eingeladen, dafür zu sorgen, dass der Mittelein-
satz für Erhaltungsmassnahmen im Bereich des Kantonsstrassennetzes dermassen erhöht wird, 
dass die Anlagesubstanz auf längere Sicht keinen Wertverlust erleidet. Gemäss Studie der FHNW 
kann dieses Ziel nur erreicht werden, wenn jährlich 1,8 % des indexierten Anlagewertes von 1,8 
Mia. Franken für die Substanzerhaltung eingesetzt werden (Indikator 215 im Globalbudget 
«Strassenbau»). Die Entwicklung des Strassenbaufonds ist jährlich im Rahmen des Integrierten 
Aufgaben- und Finanzplnes (IAFP) darzulegen. 
 
Erledigt. 
Der erhöhte Mitteleinsatz wurde im Globalbudget 2009 - 11 berücksichtigt. Die Entwicklung des 
Strassenbaufonds ist im IAFP dargelegt. 
 
 

30. Oktober 2007: Energieleitbild für kantonale und durch den Kanton Solothurn 
subventionierte Bauten und Anlagen (Überparteilich) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, bis Mitte 2008 ein Energieleitbild für kantonale Bauten zu 
erstellen. In diesem Zusammenhang soll geprüft werden, inwieweit diese Vorgaben auch für die 
durch den Kanton subventionierten Bauten anwendbar sind. 
 
Unerledigt. 
Das für alle kantonalen Bauten und die Begutachtung von Bausubventionen zuständige Hoch-
bauamt ist bereits seit 2005 nach ISO 14001 umweltzertifiziert und erarbeitet jährlich ein Um-
weltprogramm, das auch Energiesparmassnahmen beinhaltet. Auch werden bei allen grösseren 
Bauvorhaben Energiesparziele vorgegeben, welche die gesetzlichen Anforderungen übertreffen. 
Im Rahmen der für Mitte 2008 vorgesehenen Erneuerung dieses Umweltzertifikats, ist auch die 
Erarbeitung eines Energieleitbildes für kantonale Bauten sowie eine Energiespar-Richtlinie für 
subventionierte Bauten und Anlagen geplant. 
 
 

31. Oktober 2007: Renovation und Umbau des Kantonsratssaals (Ratsleitung) 
 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die Planung einer Sanierung des Kantonsratssaales weiter zu 
konkretisieren. Der Kantonsrat soll dabei in geeigneter Form einbezogen werden. 
 
Unerledigt. 
Im Zusammenhang mit der Verkleinerung des Kantonsrates wurde bereits 2003 eine Sanierung 
des Kantonsratssaals geprüft. Als erste Massnahme wurde die Lüftungsanlage erneuert; für 2008 
ist eine behindertengerechte Erschliessung des Rathauses vorgesehen. Im 2. Quartal 2008 soll 
von einer Arbeitsgruppe aus Vertretern der Ratsleitung, der Denkmalpflege und des Hochbau-
amtes ein Pflichtenheft für die geplante Sanierung des Kantonsratssaals erstellt werden. Mit 
einem geeigneten Wettbewerbsverfahren soll anschliessend eine optimale Lösung gefunden 
werden. Die Realisation ist für die Jahre 2009 bis 2010 geplant. 
 
 

7. November 2007: Anpassung des Kapitels Telekommunikation VE-6.3. des kantonalen 
Richtplanes (Fraktion FdP) 

Das Kapitel 6.3 Telekommuniktion des kantonalen Richtplanes wird mit einem zusätzlichen Be-
schluss ergänzt. Dieser lautet wie folgt: VE-6.3.7 «Die Mobilfunkbetreiber optimieren Antennen-
standorte innerhalb der Bauzone vorgängig zum Baugesuchsverfahren in einem Dialog mit den 
Gemeinden (Konsensualverfahren)». 



 

Erledigt. 
Der Regierungsrat hat mit Regierungsratsbeschluss Nr. 1543 vom 11. September 2007 Stellung 
genommen und sich bereit erklärt, den Auftrag folgendermassen umzusetzen: Das Kapitel 6.3 
Telekommunikation des kantonalen Richtplans wird mit einem zusätzlichen Beschluss ergänzt. 
Dieser lautet wie folgt: VE-6.3.7 «Die Mobilfunkbetreiber optimieren Antennenstandorte inner-
halb der Bauzone vorgängig zum Baugesuchsverfahren in einem Dialog mit den Gemeinden 
(Konsensualverfahren)». Die Anpassung erfolgt zusammen mit der nächsten Richtplananpassung 
anfangs 2008. 
 
 

7. November 2007: Aufnahme Konzept Busangebot Region Solothurn in das öV-
Mehrjahresprogramm 2008-2009 (Überparteilich) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, das im Rahmen des Agglomerationsprogramms Solothurn er-
arbeitete Angebotskonzept für den öffentlichen Verkehr auf der Strasse dem Kantonsrat im Zu-
sammenhang mit dem Mehrjahresprogramm Öffentlicher Verkehr 2008-2009 zu unterbreiten. 
 
Unerledigt. 
Die Planungen für die Umsetzung des optimierten Buskonzepts der Region Solothurn per Ende 
2008 haben im November 2007 begonnen und sind im Zeitplan. Sobald Angebot und Betrieb im 
Detail geplant sind und auch die für das verbesserte Angebot nötigen zusätzlichen Abgeltungen 
feststehen, wird dem Parlament der sich aus der Umsetzung des Auftrags ergebende Zusatz-
kredit, der für die Betriebsaufnahme benötigt wird, vorgelegt. Das optimierte Buskonzept kann 
somit zum kommenden Fahrplanwechsel am 14. Dezember 2008 (Fahrplan 2009) umgesetzt wer-
den. 
 
 

12. Dezember 2007: Parkplätze und Haltestellen für Lastwagen und Anhänger 
(Niklaus Wepfer, SP) 

Der Regierungsrat wird eingeladen eine unter Leitung der Privatwirtschaft stehende Arbeits-
gruppe mit Vertretern der Transportbranche, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden, Ver-
kehrsverbänden, sowie den Gemeinden zur Erarbeitung eines Konzepts für Parkplätze und Hal-
testellen von Lastwagen und Anhängern auf Kantonsgebiet zu bilden. Dieses Konzept soll u.a. 
die Erarbeitung einer Orientierungskarte beinhalten und aufzeigen, wo Massnahmen getroffen 
werden müssen. 
 
Erledigt. 
Zurzeit wird die Arbeitsgruppe evaluiert und anschliessend zur Startsitzung eingeladen. 
 
 
3.5. Motionen 
--- 
 
3.6. Postulate 

26. Januar 1999:  Arbeitsplatzzonen (Kurt Zimmerli, FdP/JL) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, bei der nächsten Überprüfung des Planungs- und Baugeset-
zes (PBG), eine Überführung der Industrie- und Gewerbezonen in Arbeitsplatzzonen, welche die 
Gemeinden in ihren Zonenreglementen definieren können, vorzusehen. 
Die Motion wird als Postulat erheblich erklärt. 
 
Erledigt. 
Kantonsratsbeschluss Nr. RG 126/2006 vom 26. Juni 2007 (Teilrevision PBG).  
 



 

27. März 2002: Verfahrenskosten und Parteientschädigungen im Beschwerdeverfahren 
in Verwaltungssachen (Markus Grütter, FdP/JL) 

§ 37 Abs. 2 (2. Satz) sowie § 39 (2. Satz) des Verwaltungsrechtspflegegesetzes vom 15. November 
1970 sind ersatzlos zu streichen. 
Die Motion wird als Postulat erheblich erklärt. 
 
Erledigt. 
Nähere Überprüfung erfolgte im Rahmen der Teilevision des Verwaltungsrechtspflegegesetzes 
(VRG). Auf eine Änderung der geltenden Bestimmungen über die Verfahrenskosten und die Par-
teientschädigung wurde - in Übereinstimmung mit dem Ergebnis im öffentlichen Vernehmlas-
sungsverfahren - verzichtet (Botschaft und Entwurf des Regierungsrates an den Kantonsrat vom 
11. September 2007, RRB Nr. 2007/1555, S. 6 f., Ziff. 1.4 und 1.5.). Diesem Verzicht auf eine Ände-
rung hat sich am 5. Dezember 2007 auch eine Mehrheit im Kantonsrat angeschlossen. 
 
 

7. Mai 2003: Aufhebung der Spezialgerichte – Integration ins Verwaltungsgericht 
(Fraktion FdP/JL) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, zu überprüfen, ob und welche Spezialgerichte gemäss § 55 
ff. Gesetz über die Gerichtsorganisation vom 13. März 1977 ins Verwaltungsgericht integriert 
werden können. Namentlich seien erwähnt: das kantonale Steuergericht, die kantonale Schät-
zungskommission, die kantonale Rekursschätzungskommission, die kantonale Finanzausgleichs-
rekurskommission, die kantonale landwirtschaftliche Rekurskommission, u.a.m. 
Ein entsprechender Abänderungsantrag der Kantonsverfassung und der Gesetzgebung ist dem 
Parlament zu unterbreiten. 
 
Unerledigt. 
Die Überprüfung erfolgte, soweit die Finanzausgleichs-Rekurskommission, die Rekurs-Schät-
zungskommission in Gebäudeversicherungssachen und die Kantonale Landwirtschaftliche Re-
kurskommission betreffend, durch die Arbeitsgruppe «Selbständige Gerichtsverwaltung». Die 
Abschaffung dieser drei Rekurskommissionen war Bestandteil der Vorlage «Selbständige Ge-
richtsverwaltung», die Mitte 2004 vom Kantonsrat und, soweit die erforderlichen KV-Änderun-
gen betreffend, am 28. November 2004 vom Volk beschlossen wurde. Soweit das Kantonale 
Steuergericht und die Kantonale Schätzungskommission betreffend, hat der Regierungsrat eine 
spezielle Arbeitsgruppe zur Überprüfung eingesetzt. Die Arbeiten dieser Arbeitsgruppe sind im 
Gang. 
 
 

17. Dezember 2003: Änderung des Planungs- und Baugesetzes: Konkretisierung des 
Mitwirkungsverfahrens (Überparteilich) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, das Mitwirkungsverfahren gemäss § 4 PBG demokratisch 
werthaltiger auszugestalten. 
Die Motion wird als Postulat erheblich erklärt. 
 
Erledigt. 
Kantonsratsbeschluss Nr. RG 126/2006 vom 26. Juni 2007 (im Rahmen der Teilrevision PBG ge-
prüft, aber verworfen). 
 
 
 
 



 

17. März 2004: Massvolle Wasserrechtsgebühren (Fraktion FdP/JL) 
Der Regierungsrat wird aufgefordert, die Gebühren für den Bezug von landwirtschaftlich ge-
nutztem Wasser wie folgt anzupassen: 
1. Die im Kanton Solothurn erhobenen Gebühren sollen in vergleichbarer Höhe wie die von 

Nachbarkantonen erhobenen Gebühren liegen. 
2. Für die Bewässerung von landwirtschaftlichen Kulturen ist eine allenfalls nach Fläche abge-

stufte Pauschale einzuführen. 
3. Für die jährlich wiederkehrenden Bewilligungen ist ein administrativ vereinfachtes Verfahren 

mit reduzierten Gebühren vorzusehen. 
Die Motion wird als Postulat erheblich erklärt. 
 
Unerledigt. 
Die Anliegen des Postulates werden im Rahmen der Revision der kantonalen Wasserrechtsge-
setzgebung berücksichtigt. Das neue Gesetz über Wasser, Boden und Abfall (GWBA) ging im 
September 2006 in die Vernehmlassung, welche per 31. Januar 2007 abgeschlossen wurde. 2007 
wurde der Gesetzesentwurf überarbeitet und soll 2008 im Kantonsrat behandelt werden. 
 
 

11. Mai 2004: Änderungen im öffentlichen Beschaffungswesen (Überparteilich) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, das Gesetz über öffentliche Beschaffungen insbesondere in 
folgenden Punkten zu ändern «Arbeitsbedingungen», «Eignungskriterien», «Ausschlussgründe», 
«Zuschlag» sowie «Eröffnung», respektive in den folgenden Bereichen neu zu erarbeiten «Nach-
weis und Kontrolle», «Ausschreibungsunterlagen» sowie «Information und Statistik».  
Die Motion wird als Postulat erheblich erklärt. 
 
Erledigt. 
Anlässlich einer Besprechung mit den «Urhebern» des Vorstosses wurden die aufgegriffenen An-
liegen und das weitere Vorgehen besprochen. Daraus hat sich ergeben, dass vorläufig kein ge-
setzgeberischer Handlungsbedarf besteht und die näher zu prüfenden Anliegen, die gegebenen-
falls zu Gesetzesänderungen führen könnten, gesetzgeberisch erst angepackt werden sollen, 
wenn für den Gesetzgeber (beispielsweise aufgrund von Änderungen von höherrangigem Recht) 
zwingend zusätzlicher Handlungsbedarf bestehe. Im Einverständnis mit den anwesenden «Urhe-
bern» des Vorstosses werden die Arbeiten (Prüfung der im Vorstoss aufgegriffenen Anliegen) 
vorläufig im Sinne der gemachten Ausführungen sistiert.  
 
 

2. November 2004: Massnahmen gegen die zunehmende Verschmutzung des öffentlichen 
Raums (Barbara Banga, SP) 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, einen Ordnungsbussenkatalog zur kantonalen Abfallver-
ordnung zu erlassen und die Polizeiorgane mit der Bussenerhebung zu ermächtigen. 
 
Unerledigt. 
2005 wurde im Sinne einer Präventivmassnahme die Littering-Kampagne «Aktion weniger 
Dräck» mit diversen speziellen Aktionstagen und Medienanlässen durchgeführt. Eine anschlies-
sende Evaluation hat den erreichten Erfolg und den weiteren Handlungsbedarf aufgezeigt.  
Aufgrund der Evaluationsergebnisse ist für die Jahre 2006 – 2010 ein Massnahmenplan ausgear-
beitet worden, welcher für jedes Jahr konkrete Schwerpunktthemen festlegt und zum Ziel hat, 
die durch die vergangene Littering-Kampagne erreichten Erfolge zu sichern. Dabei sind auch 
Vorschläge für die Einführung von Ordnungsbussen Teil der Massnahmen und für das Jahr 2009 
vorgesehen. Die gesetzlichen Voraussetzungen zur Einführung von Littering-Bussen auf kanto-
naler Ebene sind im neuen Gesetz über Wasser, Boden und Abfall (GWBA) entsprechend vorge-
sehen worden. Erst nach Rechtskraft des GWBA kann konkret mit der Einführung eines Ord-
nungsbussenkataloges begonnen werden. 



 

Die Ermächtigung der Polizeiorgane, bei Übertretungen des kantonalen Umweltrechts Bussen 
auf der Stelle gemäss Bussenliste zu erheben, ist dabei nicht als Ersatz für weitere Aufklärungs- 
und Präventivmassnahmen zu verstehen, sondern soll diese wo sinnvoll ergänzen. 
 

15. Dezember 2004: Sinnvoller Umgang mit Licht (Ruedi Lehmann, SP) 
Der Regierungsrat wird eingeladen, alle kantonalen und kommunalen Amtsstellen mit einem In-
formationsblatt auf die Problematik der übermässigen Beleuchtungen aufmerksam zu machen. 
Zudem ist zu prüfen, ob Richtlinien für Aussenbeleuchtungen, Reklamen, Skybeamer und weite-
re Lichtquellen auszuarbeiten oder anzupassen sind. 
Den Begriff «Lichtverschmutzung» gibt es in der helvetischen und kantonalen Gesetzgebung 
nicht, aber das Bundesgesetz über den Schutz der Umwelt bietet genügend Angelpunkte, z.B. im 
Artikel 1: «Dieses Gesetz soll Menschen, Tieren und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften und 
Lebensräume gegen schädliche oder lästige Einwirkungen schützen...» 
 
Erledigt. 
Die rechtlichen Grundlagen sind ausreichend, um die Lichtverschmutzung genügend einzudäm-
men. Aus der Sicht der kantonalen Fachstellen ist aber eine bessere Information auf allen Ebe-
nen zu begrüssen. Als Grundlage dient die Infobroschüre des BAFU (Empfehlungen zur Vermei-
dung von Lichtemissionen), welche anfangs 2006 erschienen ist. 
Die Gemeinden wurden anlässlich der Veranstaltungen vom 15. / 19. und 20. November 2007 
durch das Amt für Umwelt umfassend informiert. Es wurde ein Merkblatt abgegeben, welches 
auch auf der AfU-Homepage aufgeschaltet ist. Das Postulat kann als erledigt abgeschrieben wer-
den. 
 
 

6. Juli 2005: Unterzeichnung der Protokolle von Strafgerichtsverhandlungen (Hans-
Rudolf Lutz, SVP) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, Botschaft und Entwurf zur Änderung der Strafprozessord-
nung vorzulegen. Diese soll dahingehend geändert werden, dass die Aussagen angehörter Per-
sonen auch in der Hauptverhandlung nicht nur ihrem wesentlichen Inhalt nach zu protokollieren 
sind (§ 114 Abs. 1 stop), sondern dass das Protokoll am Schluss der Befragung von der abgehör-
ten Person zu lesen oder ihr vorzulesen ist und dass das Protokoll zu unterzeichnen ist. Unter-
zeichnet die abgehörte Person nicht, ist der Grund anzugeben, wenn er bekannt ist. 
Die Motion wird als Postulat erheblich erklärt. 
 
Unerledigt. 
Nähere Überprüfung im Rahmen der Arbeiten für die Umsetzung der eidgenössischen Strafpro-
zessordnung. Die dazu vom Regierungsrat eingesetzte Arbeitsgruppe hat die Arbeit aufgenom-
men. 
 
 

6. Juli 2005: Gasbetriebene Fahrzeuge für die kantonale und kommunale Ver-
waltung (Alexander Kohli, FdP) 

 
Die Regierung wird aufgefordert, zu veranlassen, 
1. dass die Verwaltung künftig überall dort, wo es wirtschaftlich sinnvoll ist, gasbetriebene 

Fahrzeuge beschafft. 
2. die Betriebe des ÖV zu ermuntern überall dort, wo es Sinn macht, gasbetriebene Fahrzeuge 

zu beschaffen. 
 
Erledigt. 



 

Die Eingabe wurde mit RRB 2006/2370 vom 13. Dezember 2006 dem Departement des Innern zur 
Vorbereitung der Stellungnahme des Regierungsrates zugewiesen. Mit dem RRB 2007/163 (KRB 
Nr. K 181/2006) vom 29. Januar 2007 wurde der oben erwähnte Vorstoss beantwortet. 
Mit der Aufschaltung der Internetseite «Beschaffung emissionsarmer und energieeffizienter 
Fahrzeuge und Maschinen» auf der AfU-Homepage und der Mitteilung via November 2007-
Newsletter des Amtes für Umwelt sowie einem zusätzlichen Mail in dieser Sache an alle Depar-
tementssekretariate kann das Postulat als erledigt betrachtet und abgeschrieben werden.   
 
 
 

04. Departement für Bildung und Kultur 
 
4.1. Volksmotionen 
--- 
 
4.2. Volksaufträge 
--- 
 
4.3. Parlamentarische Initiativen 

28. August 2008  Standesinitiative zur Harmonisierung der Stipendien  
Gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfassung reicht der Kanton Solothurn folgende 
Standesinitiative ein: 
- Die Bundesversammlung wird ersucht, die Rechtsgrundlagen für die Einführung eines Rah-

mengesetzes für Stipendien zu schaffen, welches zu einer materiellen Harmonisierung des 
Stipendienwesens via Festlegung von Mindeststandards führt. 

- Der Bund muss ein angemessenes finanzielles Engagement wahrnehmen. 
 
Erledigt. 
An seiner Sitzung vom 28. August 2007 hat der Kantonsrat beschlossen, die Bundesversammlung 
zu ersuchen, dieser Standesinitiative Folge zu leisten, und die Parlamentsdienste mit der Über-
mittlung dieses Beschlusses an die Bundesversammlung beauftragt.  
 
 
4.4. Aufträge 
 

11. Mai  2005 Einführung von Schulverträgen in der obligatorischen Schulzeit 
(Fraktion FdP/JL)  

Der Regierungsrat wird beauftragt, im Rahmen der flächendeckenden Einführung von Geleite-
ten Schulen die Voraussetzungen zu schaffen, dass in jeder Schulgemeinde den jeweiligen Ver-
hältnissen angepasste Schulvereinbarungen zwischen Lehrerinnen und Lehrern, Schülerinnen 
und Schülern, Eltern und Schulbehörden eingeführt werden.  
 
Unerledigt. 
Die Schulverträge werden als Teil des Rahmenkonzepts des Qualitätsmanagements für Kinder-
garten und Volksschule beschrieben. Das Element 5 "Gestaltung der Zusammenarbeit - Schulver-
einbarung" umfasst Grundregeln für eine motivierende und geordnete Schulkultur und schafft 
Klarheit und Verbindlichkeit, was zum Wohlbefinden in einer förderlichen Schulkultur beiträgt. 
Das Konzept wurde im Herbst 2007 in regionalen Veranstaltungen eingeführt. Das QM-Element 
5 wird mit Pilotklassen getestet und anschliessend eingeführt. Die flächendeckende Umsetzung 
ist bis spätestens im Jahr 2012 zu vollenden.   
 
 



 

6. Dezember 2006 Änderung der Vollzugsverordnung zum Volksschulgesetz; Kompetenzen 
der Schulkommissionen (Fraktion FdP) 

 
Der Regierungsrat wird eingeladen, die Vollzugsverordnung zum Volksschulgesetz und seine 
Praxis dazu im Bereich der Zuständigkeiten der kommunalen Fachkommissionen bzw. der Schul-
direktionen so anzupassen, dass klar ersichtlich ist, für welche der in § 71, § 72 und § 73 des 
Volksschulgesetzes aufgelisteten Aufgabenbereiche sowohl Aufsichtsfunktionen als auch Ent-
scheidkompetenz an eine Fachkommission oder an eine Schuldirektion übertragen werden kön-
nen. 
 
Unerledigt. 
 
Das Departement für Bildung und Kultur hat unter Einbezug des Einwohnergemeindeverbands 
eine Problemanalyse erstellt. Das DBK legt im Frühling 2008 dem Regierungsrat  zu Handen des 
Parlaments eine Antwort vor.   
 
 

4. Juli 2007 Auftrag Fraktion FdP: Anpassen der Maximalstunden bei Blockzeiten 
Wir beauftragen den Regierungsrat, die rechtliche Grundlage dafür zu schaffen, dass ausser dem 
3,5-Stunden-Modell generell auch das in mehreren Gemeinden erprobte 4-Stunden-Modell an-
gewendet werden kann. Dies bedingt eine Ausweitung der maximalen Zahl von 25 auf 27 Lekti-
onen pro Woche für Schüler und Schülerinnen auf der Unterstufe. 
 
Erledigt. 
Der Kantonsrat hat an seiner Sitzung vom 4. Juli 2007 den Auftrag erheblich erklärt und gleich-
zeitig abgeschrieben. Aufgrund der anstehenden Entwicklungsprozesse ist das Departement in 
dieser Frage  bereit, den Gemeinden grössere Handlungsspielräume zuzugestehen. Es hat den 
Zusatz der Stundentafeln 2007 „Als Folge der Einführung der Blockzeiten beträgt das Unter-
richtspensum maximal 25 Lektionen“ auf Beginn des Schuljahres 2007/2008 gestrichen. 
 
 
 

30. Oktober 2007 Sprachkompetenz in der Berufsbildung(Verena Meyer, FdP) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, bei der Revision des kantonalen Berufsbildungsgesetzes 
Rahmenbedingungen zu schaffen, welche es den kantonalen Berufsbildungszentren ermögli-
chen, bei allen Berufsschulklassen die Fremdsprache Englisch fest in die Stundentafel zu integrie-
ren oder, wenn dies nicht möglich ist, im Rahmen von Freikursen anzubieten. 
 
Erledigt. 
Der Regierungsrat hat den Auftrag am 27. November 2007 erheblich erklärt und abgeschrieben. 
Wo dies in den (gesamtschweizerischen) Reglementen für die einzelnen Berufe vorgesehen ist, 
wird Englisch obligatorisch angeboten. Für die übrigen Lernenden steht ab nächstem Schuljahr 
ein Freifachangebot offen. 
 
 
 
4.5. Motionen 

4. Mai 2005 Systemänderung Subventionierung Besoldungskosten der Lehrkräfte 
(Fraktion FdP/JL) 

Anstelle des bisherigen Systems der Subventionierung der Besoldungskosten der Lehrkräfte soll 
neu eine Abgeltung über Schülerpauschalen erfolgen. Der Regierungsrat wird beauftragt, eine 
entsprechende Vorlage auszuarbeiten, die den Systemwechsel vorsieht und die entsprechenden 
Gesetzesanpassungen vorschlägt. 



 

Unerledigt. 
Das AVK hat per 31. Mai 2006 eine Voruntersuchung und Konzeption ausgearbeitet. Diese bildet 
die Grundlage gesetzlicher Anpassungen aus Sicht des DBK. Die Systemänderung ist allerdings in 
einen umfassenderen Rahmen der Staatsleistungen zu stellen und ist in Zusammenhang mit dem 
Auftrag Fraktion SP/Grüne: Neugestaltung Finanzausgleich (28. Juni 2006) zu stellen. Die Paritä-
tische Kommission Kanton-Einwohnergemeinden hat am 10. September 2007 beschlossen, das 
Thema sei zwingend mit der Abschaffung des indirekten Finanzausgleichs sowie gleichzeitiger 
Einführung eines volkswirtschaftlichen Sozialindexes zu bearbeiten.   
 
 

5. Juli 2005 Gesetzliche Verankerung des gesamten Sonderschulbereichs im VSG 
(Fraktion SP) 

Es sind die Massnahmen pädagogisch-therapeutischer Art für Volksschulkinder im Vorstufen- 
und Primarschulalter, der Bereich der Früherziehung sowie der gesamte Bereich der internen 
und externen Sonderschulung (inkl. Regelung der Finanzierung nach Prinzip WoV) im Volks-
schulgesetz zu integrieren. 
 
Erledigt. 
Der Regierungsrat hat mit RRB Nr. 2006/2346 am 19. Dezember 2006 die öffentliche Vernehmlas-
sung zur Teilrevision des Volksschulgesetzes im Bereich Spezielle Förderung und Sonderpädago-
gik eröffnet. Mit Beschluss des Kantonsrates vom 16. Mai 2007 wurde der Bereich Sonderpäda-
gogik neu geregelt und im Volksschulgesetz integriert. Das Inkrafttreten der Integration des 
Sonderschulbereichs wurde per 1. Januar 2008 beschlossen.  
 
 
 
4.6. Postulate 

22. Dezember 1999 Ganztägige familienunterstützende Tagesstrukturen in den Vorschul- 
und den Schulstufen 1 und 2 nach dem "Tessiner Modell" (Barbara 
Banga, SP) 

Der Regierungsrat wird eingeladen, die ganztägige familienunterstützende Betreuung der Kin-
der im Vorschulalter ab drei Jahren nach dem "Tessiner Schulmodell" sicherzustellen, die ein-
schlägige Gesetzgebung entsprechend anzupassen und die finanziellen Konsequenzen für Staat 
und Gemeinden im Verhältnis zu einer volkswirtschaftlichen Gesamtbetrachtung darzustellen. 
 
Erledigt. 
In der deutschen Schweiz zeichnet sich keine Veränderung in Richtung Tessiner Schulmodell ab. 
Der Vorstoss wurde deshalb, vornehmlich aber aus finanziellen Gründen, bisher nicht prioritär 
behandelt. Hingegen werden ab Schuljahr 2007/2008 flächendeckend an allen Kindergärten und 
Volksschulen Blockzeiten eingerichtet. Das geplante Schulkonkordat „HarmoS“ ordnet den 
Schuleingangsbereich einheitlich neu. Im Bildungsraum AG, BL, BS und SO soll ein gemeinsames 
Schuleingangsmodell (Basis- oder Grundstufe) eingeführt werden. Das Tessiner Modell wird 
schweizweit nicht weiterentwickelt. Der Vorstoss ist deshalb abzuschreiben. 
 
 
 

20. Juni 2000 Subventionierung des 10. Schuljahres (Kurt Zimmerli, FdP/JL) 
Der Regierungsrat wird gebeten, die notwendigen Grundlagen zu schaffen, dass die Eltern beim 
Besuch des 10. Schuljahres angemessen beteiligt werden können, ohne dass die Subventionen 
des Kantons verloren gehen. 
 
Unerledigt. 



 

Die organisatorische und finanzielle Führung des freiwilligen 10. Schuljahres wird in zweiter 
Priorität als Folgemassnahme auf die Strukturreform der Sekundarstufe I bearbeitet.  
 
 

17. Juni 2003 Wiedereinführung der Schulnoten ab der 2. Klasse der Primarschule 
(Michael Heim, CVP) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen dahingehend abzuändern, dass 
in der Primarschule künftig bereits ab der zweiten Klasse Schulnoten gesetzt werden. 
 
Unerledigt. 
Zusammen mit anderen politischen Vorstössen, welche Beurteilung, Förderung und Selektion 
von Schülerinnen und Schülern zum Thema haben, wird auch die Frage nach der Notengebung 
ab 2. Klasse behandelt. Die PH der FHNW hat eine Expertise erstellt, das DBK prüft - unter Be-
rücksichtigung laufender Entwicklungen in der D-CH (Bildungsraum NW, Schulkonkordat Har-
moS) - weitere Schritte. Es wird eine gemeinsame Lösung im Bildungsraum angestrebt. 
 
 

5. November 2003 Offensive für politische Bildung (Michael Heim, CVP) 
Ich möchte den Regierungsrat bitten, die gegenwärtigen Instrumente im Bereich der politischen 
Bildung zu prüfen und ein Paket von zusätzlichen oder neuen Massnahmen vorzuschlagen. Zu 
diesen Massnahmen könnten beispielsweise die folgenden gehören: 
1. Moderne und innovative Schul- und Lernformen, um den Schülerinnen und Schülern Demo-

kratie nicht nur theoretisch, sondern auch praktisch zu vermitteln. 
2. Polit-Tage an den Schulen. Diese könnten Präsentationen von Jungparteien, Podiumsdiskus-

sionen mit Politikern oder Besuche von Parlamenten beinhalten. 
3. Professionelle Erarbeitung eines modernen Lehrplanes und Umsetzung in einem attraktiven 

Lehrmittel. 
4. Sicherstellung einer qualitativ hohen Aus- und Weiterbildung der Lehrpersonen. 
 
Unerledigt. 
Die PH FHNW hat einen Expertenbericht zur Thematik ausgearbeitet und den Handlungsbedarf 
aufgezeigt. Diese Erkenntnisse fliessen in die Entwicklung eines gemeinsamen D-CH Lehrplans 
ein.  
 
 

11. Mai 2005 Leistungsvergleiche bzw. Querschnittsvergleiche (Fraktion FdP/JL) 
Wir fordern vergleichbare kantonale Leistungstests für alle Schülerinnen und Schüler ab der  
1. Klasse jeweils am Ende des Schuljahrs, analog den ehemaligen Examen. Die Resultate zeigen 
Kindern, Eltern, Lehrerinnen und Lehrern, wo sie bezüglich Lernzielerreichung im kantonalen 
Vergleich stehen. So stärken wir das Wissen und das Selbstbewusstsein unserer Kinder. Es gilt, 
eine möglichst kostengünstige und einfache Form der Ausgestaltung zu finden. 
 
Unerledigt. 
Zusammen mit anderen politischen Vorstössen, welche Beurteilung, Förderung und Selektion 
von Schülerinnen und Schülern zum Thema haben, wird auch das Thema Leistungsmessungen 
bzw. Querschnittvergleiche behandelt. Ausserdem gilt es, die EDK-Projekte «HarmoS» und «Leis-
tungsmessungen» zu beachten. Die Kantone AG, BL, BS und SO haben eine gemeinsame Ar-
beitsgruppe eingesetzt, um gemeinsame Leistungsmessungen durchzuführen. 
 
 



 

11. Mai 2005  Konzeptentwicklung zur Differenzierung von Förderung und Selektion 
(Fraktion SP) 

Wir ersuchen den Regierungsrat, ein umfassendes Konzept zu erarbeiten, das die spezifischen 
Funktionen von Förderung, Schülerbeurteilung und Selektion an der Volksschule klärt. Es soll 
aufzeigen, wie bzw. welche Massnahmen zur Umsetzung notwendig wären. Das Konzept soll 
unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit erarbeitet und im Sinne der zeitgemässen gesellschaftli-
chen und erziehungswissenschaftlichen Entwicklungen realisiert werden. Es ist zu prüfen, ob 
dieses Konzept durch die Forschungsabteilung der PH Solothurn erarbeitet werden kann. 
 
Unerledigt. 
Das Konzept wurde von der PH FHNW ausgearbeitet und fliesst in die Schulentwicklungsprojek-
te "Bereichern und Beschleunigen" sowie "Lernen 21+" des Bildungsraums ein.  
 

05. Finanzdepartement 
 
5.1. Volksmotionen 
--- 
 
5.2. Volksaufträge 
--- 
 
5.3. Parlamentarische Initiativen 
--- 
 
5.4. Aufträge 

2. November 2004 Aufgaben der Departementscontroller (Fraktion FdP/JL) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die Aufgaben der Departementscontroller für alle Depar-
temente in einem Pflichtenheft festzulegen. Damit soll sichergestellt werden, dass das Control-
ling in allen Departementen nach den gleichen Grundsätzen durchgeführt wird. 
In dem Pflichtenheft sind ferner die fachlichen Kompetenzen und Erfahrungen, welche ein De-
partementscontroller mitbringen muss, zu definieren. 
 
Erledigt. 
Mit RRB 1763/2007 vom 22. Oktober 2007 hat der Regierungsrat das WOV-Handbuch verab-
schiedet. Dem Anhang zum Kapitel 3 „Rollendefinitionen“ wurde die Stellenbeschreibung für 
die Departementscontroller beigefügt. Im weiteren besteht auch ein Pflichtenheft für den Cont-
rollerkreis. 
 
 

28. Juni 2005 Standesinitiative zur Familienbesteuerung (Fraktion CVP) 
 
Der Regierungsrat wird beauftragt eine Standesinitiative auszuarbeiten und dem Kantonsrat 
vorzulegen mit folgendem Inhalt: 
Der Bundesrat wird beauftragt eine Gesetzesvorlage auszuarbeiten und der Bundesversamm-
lung vorzulegen, welche 
1. im Bereich der direkten Bundessteuer die Gleichstellung der verheirateten Paare mit den 

unverheirateten Paaren vorsieht. (Gemäss Teilsplittingmodell des am 16. Mai 2004 abgelehn-
ten Steuerpakets); 

2. die Familien aller Einkommenskategorien entlastet durch: 
a) Erhöhung eines Kinderabzugs; 
b) Einführung eines Abzugs für die Kosten für die obligatorischen Krankenkassenprämien; 
c) Einführung eines Kinderbetreuungskostenabzugs; 
d) Einführung eines zusätzlichen Aus- und Weiterbildungsabzugs. 



 

Erledigt. 
Der Kantonsrat hat die Standesinitiative mit Beschluss vom 5. Dezember 2007 (SGB 133/2007) 
eingereicht. 
 
 

23. August 2005 Einführung des neuen Lohnausweises (Überparteilich) 
Der Regierungsrat wird beauftragt dafür zu sorgen, dass der Kanton Solothurn weder für die 
Staats- und Gemeindesteuern noch für die direkte Bundessteuer den Neuen Lohnausweis NLA 
einführt. Er hat das Steueramt zu verpflichten, dass den Steuererklärungen auch künftig der 
bereits heute verwendete Lohnausweis beigelegt wird. Ferner ist das Steueramt anzuweisen, die 
geltende Verwaltungspraxis im Zusammenhang mit dem Lohnausweis weiterzuführen. 
 
Erledigt. 
In einer langen Evaluationsphase mit einem Pilotprojekt ist der NLA noch einmal verbessert und 
auch von den Arbeitgeberverbänden als praxistauglich qualifiziert worden. Nachdem der Kan-
tonsrat den Auftrag der SVP-Fraktion vom 7. Dezember 2006 „Einführung des neuen Lohnaus-
weises zum Zweiten“ (A 147/2006) am 14. März 2007 nicht erheblich erklärt hatte, stand der 
zwar verschobenen, aber definitiven Einführung des NLA per 1. Januar 2008 nichts mehr im We-
ge. 
 
 

9. November 2005 Verbesserung der Rentensituation für abtretende Mitglieder des 
Regierungsrates (Roland Heim, CVP) 

Der Regierungsrat wird beauftragt zwecks Verbesserung der Entschädigungssituation der Mit-
glieder des Regierungsrats, die aus dem Amt scheiden, bevor ein Anspruch auf eine auch nur 
kleine Abgangsentschädigung oder Rente (Ruhegehalt) besteht, dem Kantonsrat die nötigen 
Gesetzes- und Verordnungsänderungen vorzulegen. Da der Regierungsrat vielleicht als zu be-
fangen erscheint, kann er eine Kommission mit der Ausarbeitung dieser neuen Regelung beauf-
tragen. 
 
Erledigt. 
Der Regierungsrat verabschiedete am 28. November 2006 Botschaft und Entwurf an den Kan-
tonsrat über eine Teilrevision des Gesetzes über das Staatspersonal. Der Kantonsrat hat die Än-
derung mit KRB Nr. RG 162a/2006 vom 31. Januar 2007 beschlossen. 
 
 

14. März 2007 Spezialbestimmungen über den Finanzhaushalt auf Gesetzesstufe regeln 
(Roland Heim, CVP) 

 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die vorgeschlagenen Verfassungsbestimmungen zur Einfüh-
rung einer Defizit- und Steuererhöhungsbremse auf Gesetzesstufe zu regeln sowie das Gesetz 
über die Erschwerung von Ausgabenbeschlüssen in das ordentliche Recht (Kantonsratsgesetz) zu 
überführen, sofern das Volk dieser Gesetzesvorlage zustimmt. 
 
Unerledigt. 
Der Kantonsrat hat am 29. August 2007 eine Änderung des Gesetzes über die wirkungsorientier-
te Verwaltungsführung und des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern zur Einführung 
einer Defizit- und Steuererhöhungsbremse beschlossen (RG 085/2007). Diese ist am 1. Januar 
2008 in Kraft getreten. Das Gesetz über die Erschwerung von Ausgabenbeschlüssen ist hingegen 
noch nicht in das ordentliche Recht überführt, weil es noch bis Ende 2008 Geltung hat. Botschaft 
und Entwurf zur Änderung des Kantonsratsgesetzes werden im Jahre 2008 dem Kantonsrat un-
terbreitet, nachdem das Volk der Verlängerung des Spargesetzes deutlich zugestimmt hat. 
 



 

16. Mai 2007 Auflösung des Dienstverhältnisses von Kadermitarbeiterinnen und-
mitarbeitern der kantonalen Verwaltung (GPK) 

 
Der Regierungsrat wird beauftragt, zusammen mit den Sozialpartnern den Gesamtarbeitsvertrag 
in folgenden zwei Punkten zu ändern:  
1. Schaffung eines flexiblen und zeitgemässen Verfahrens zur Auflösung von Anstellungsver-

hältnissen von Kadermitarbeiterinnen und -mitarbeitern. 
2. Aufhebung der finanziellen Abgeltung des positiven Gleitzeitsaldos bei Kadermitarbeiterin-

nen und -mitarbeitern.   
Sollte bis am 30. Juni 2008 keine Einigung erzielt werden können, wird der Regierungsrat beauf-
tragt, dem Kantonsrat Botschaft und Entwurf zur Änderung des Staatspersonalgesetzes vorzule-
gen. 
 
Unerledigt. 
Wir haben einen Vorschlag zur Schaffung eines flexiblen und zeitgemäßen Verfahrens zur Auf-
lösung von Anstellungsverhältnissen von Kadermitarbeitenden sowie zur Aufhebung der finan-
ziellen Abgeltung des positiven Gleitzeitsaldos für Kadermitarbeitende ausgearbeitet und das 
Personalamt beauftragt, diese Themen sozialpartnerschaftlich bis am 30. Juni 2008 auszuhandeln 
sowie den Gesamtarbeitsvertrag (GAV) entsprechend anzupassen.  
 
 

16. Mai 2007 Qualitätssicherung im Bereich der Mitarbeiterbeurteilung in der 
kantonalen Verwaltung (GPK) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, geeignete Massnahmen zur Qualitätssicherung im System 
der Mitarbeiterbeurteilung in der kantonalen Verwaltung zu ergreifen. 
 
Unerledigt. 
Wir haben der Fachhochschule Nordwestschweiz den Auftrag „MAB-LEBO PLUS, Qualitätsver-
besserung und Qualitätssicherung bei den MAB-Prozessen in der Verwaltung des Kantons Solo-
thurn“ erteilt. Dieser Auftrag beinhaltet drei Projektschritte: 
- Bestandesaufnahme und Evaluation 
- Weiterentwicklung der MAB-Prozesse 
- Entwicklung eines Verfahrens zur Qualitätssicherung. 
Eine vom Personalamt geleitete Projektgruppe mit Vertretern der Verwaltung, der Gerichte und 
der Spitäler sowie der Personalverbände begleitet das Projekt, welches im Herbst 2007 gestartet 
wurde. Ziel ist es, die Optimierung und Qualitätssicherung bis Ende 2008 aufzubauen und ab 
2009 einzuführen. 
 
 

26. Juni 2007 Revision Steuergesetz (Fraktion FdP) 
Das Steuergesetz ist so zu revidieren, dass die derzeit über dem schweizerischen Mittel liegen-
den Tarifklassen bei der Einkommens- und Vermögenssteuer schrittweise an das schweizerische 
Mittel herangeführt werden können. 
 
Erledigt. 
Mit der Teilrevision des Steuergesetzes (in Kraft seit 1. Januar 2008) erfolgte eine Senkung der 
Steuerbelastung, die eine Annäherung an das schweizerische Mittel bedeutet. Bei der Vermö-
genssteuer dürfte das Ziel mit der schrittweisen Senkung auf 1‰ (einfache Staatssteuer) erreicht 
werden. Im Übrigen werden wir die Entwicklung verfolgen und im Rahmen der finanziellen 
Möglichkeiten Vorschläge unterbreiten. 
 
 



 

12. Dezember 2007  "Standesinitiative: Wahrung der Steuerhoheit!"(Heinz Müller, 
SVP) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat einen Vorschlag für eine Standesinitiative 
mit folgendem Begehren zu unterbreiten: 
Der Bund soll sich gegenüber der Europäischen Union (EU) gegen jegliche Einmischung in die 
Steuerhoheit des Kantons Solothurn verwehren. Auch Kompromisse mit der EU, welche eine 
Beschneidung der Steuerhoheit unseres Kantons zur Folge haben, sind abzulehnen! 
 
Unerledigt. 
Wir werden im Verlaufe des Jahres 2008 dem Kantonsrat Botschaft und Entwurf unterbreiten. 
 
 
 
5.5. Motionen 

27. September 2005 Offenlegung Interessenbindungen der Regierungsräte und 
Regierungsrätinnen des Kantons Solothurn / Honorare in Staatskasse 
(Peter Meier, FdP/JL) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen zu erarbeiten und dem Kan-
tonsrat zu unterbreiten, damit 
a) die Tätigkeiten der Mitglieder der Regierung in Führungs- und Aufsichtsgremien von wirt-

schaftlichen Unternehmen oder sonstigen Körperschaften, Anstalten, Stiftungen, Vereinen 
etc. geregelt werden; 

b) die entsprechenden Honorare, Entschädigungen, Tantiemen etc. in die Staatskasse fallen. 
 
Erledigt. 
 
Der Regierungsrat verabschiedete am 28. November 2006 Botschaft und Entwurf an den Kan-
tonsrat über eine Teilrevision des Gesetzes über das Staatspersonal. Der Kantonsrat hat die Än-
derung mit KRB Nr. RG 162a/2006 vom 31. Januar 2007 beschlossen. 
 
 
5.6. Postulate 

25. Juni 2003 Spezialfinanzierung (Rolf Grütter, CVP) 
Der Regierungsrat wird hiermit beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen für die Abschaffung 
aller Spezialfinanzierungen und Fonds im Bereich der Rechnung des Kantons zu schaffen. 
 
Unerledigt. 
Das Finanzdepartement erachtet es als Daueraufgabe, die noch vorhandenen Spezialfinanzie-
rungen zu hinterfragen und nach Möglichkeit aufzuheben. Zudem soll auch verhindert werden, 
dass neue Spezialfinanzierungen eingerichtet werden (z.B. Auftrag Fraktion FdP, Spezialfinan-
zierung Energie [Energiefonds]). 
Mittelfristig nicht aufgehoben werden kann allerdings die Spezialfinanzierung „Strassenbau-
fonds“, da das Solothurner Volk in der Abstimmung vom 2. Juni 2002 einer 15-%igen zweckge-
bundenen Erhöhung der Motorfahrzeugsteuer zur Finanzierung der Gesamtverkehrsprojekte 
Solothurn und Olten zustimmte. Der Zuschlag wird solange erhoben, bis dass die Nettokosten 
der Umfahrungsprojekte durch den Zuschlag gedeckt sind, maximal aber während 20 Jahren. 
 
 

5. November 2003 Arbeitsmarktzulage Polizeikorps (Fraktion SP) 
Der Regierungsrat wird eingeladen, auf den Besoldungen des Polizeikorps die Einführung einer 
Arbeitsmarktzulage gemäss § 7 Abs. 2 der Verordnung des Kantonsrats über die Besoldungen 
und die Arbeitszeit des Staatspersonals und der Lehrkräfte an kantonalen Schulen (BGS 126.51.1) 
zu prüfen. 



 

Unerledigt. 
Gemäss § 10 des Gesamtarbeitsvertrages gehört es zu den Aufgaben der Gesamtarbeitsvertrags-
kommission, Lohnvergleiche durchzuführen. Im Bereich der Polizeilöhne ist zur Zeit ein detail-
lierter Lohnvergleich der Firma Perinnova AG in Bearbeitung. Die Resultate werden anfangs 
2008 erwartet. Sofern Anhaltspunkte für eine Lohnkorrektur vorliegen, wird über eine allfällige 
Arbeitsmarktzulage zwischen den Sozialpartnern verhandelt. 
 
 

17. März 2004 Senkung der Vermögenssteuersätze auf max. 1 Promille  (Fraktion CVP) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, den Vermögenssteuersatz auf 1‰ zu senken, damit vermö-
gende Leute in unserem Kanton bleiben oder sogar zuziehen. 
 
Erledigt. 
Mit der Teilrevision des Steuergesetzes (in Kraft seit 1. Januar 2008, 2. Stufe voraussichtlich ab 
1. Januar 2012) wird die Vermögenssteuer schrittweise auf maximal 1‰ gesenkt. 
 
 

25. Januar 2005 Überprüfung der Familienbesteuerung im Kanton Solothurn (Fraktion 
CVP) 

Der Regierungsrat wird gebeten im Rahmen der nächsten Steuergesetzrevision die Besteuerung 
der Familien weiter zu verbessern. Dabei ist insbesondere die Ablösung des heute gültigen Zwei-
tarifsystems durch die Einführung eines Teilsplittingmodells sowie die Erhöhung der Kinderab-
züge, die Erhöhung des Abzugs für die Krankenkassenprämien, die Einführung eines Kinder-
betreuungskostenabzugs, sowie die Einführung zusätzlicher Abzüge für Familien zu prüfen.  
 
Erledigt. 
Das Postulat wurde im Rahmen der Teilrevision des Steuergesetzes, die seit dem 1. Januar 2008 
in Kraft steht, geprüft (vgl. dazu Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom 6. März 2007, 
S. 37). Dabei wurden ein Teilsplitting und ein allgemeiner Abzug für die Kosten der Kinder-
betreuung (statt des bisherigen Sozialabzuges) eingeführt. Zusätzlich wurde der Abzug für Ver-
sicherungsprämien um Fr. 1'000.-- je erwachsene Person erhöht. Nicht weiter verfolgt wurde - 
auch aus finanziellen Gründen - eine Erhöhung des Kinderabzuges, der bisher schon über dem 
schweizerischen Mittel lag, sowie die Einführung neuer Abzüge zu Gunsten der Familie. Dafür 
bestand kein konkreter Bedarf. Zusätzliche Abzüge stehen zudem im Widerspruch zur Forde-
rung nach Vereinfachung des Steuersystems. 
 
 

25. Januar 2005 Vereinfachung des heutigen Steuersystems (Flat tax) 
(Fraktion FdP/JL) 

Das heutige kantonale Steuersystem ist zu vereinfachen und auf maximal 3 Steuertarifstufen zu 
reduzieren. Die Abzugsmöglichkeiten sind zu reduzieren. Die Umsetzung im Kanton Solothurn 
muss kostenneutral erfolgen. Die gesetzlichen Grundlagen sind entsprechend anzupassen. 
Gute Rahmenbedingungen für die Wirtschaft, d.h. KMU schaffen mehr Arbeitsplätze, was wie-
derum mehr Steuerzahler zur Folge hat. Zu den guten Rahmenbedingungen gehört auch ein 
transparentes und wirtschaftsfreundliches Steuersystem. Das vereinfachte Steuersystem würde 
auch diese Bedingung erfüllen. 
 
Erledigt. 
Das Postulat wurde im Rahmen der Teilrevision des Steuergesetzes, die seit dem 1. Januar 2008 
in Kraft steht, geprüft (vgl. dazu Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom 6. März 2007, 
S. 37). Dabei wurden Vereinfachungen angestrebt und zum Teil auch verwirklicht. Die Einfüh-
rung einer Flat Tax allein auf kantonaler Ebene war jedoch ausgeschlossen und wurde nicht wei-
ter verfolgt. Das revidierte Gesetzte senkte zwar die Zahl der Tarifstufen; es war aber nicht mög- 



 

lich, mit bloss drei Tarifstufen ausgewogene Belastungsverhältnisse zu schaffen und die Kosten-
neutralität zu wahren, ohne gleichzeitig ganze Gruppen von Steuerpflichtigen massiv höher zu 
belasten. 
 
 

4. Mai 2005 Flexibilisierung Pensionierung für Angestellte des Kantons Solothurn 
(Fraktion FdP/JL) 

Die Angestellten des Kantons Solothurn werden mit 63.5 Jahren pensioniert. Wenn eine betrieb-
liche Notwendigkeit nachgewiesen werden kann, sind Ausnahmen möglich. Diese Regelung ent-
spricht nicht der heutigen Realität: Angestellte des Kantons können zwar vor dem Erreichen des 
jetzigen Pensionierungsalters, also mit 63.5 Jahren in Pension gehen, de facto aber nicht länger 
als 63.5 Jahre arbeiten. 
Wir fordern deshalb die Anpassung der rechtlichen Grundlagen und die Einführung eines flexib-
len Pensionierungsalters von 58 Jahren bis 67 Jahren. 
 
Unerledigt. 
Bereits heute ist für sämtliche Staatsangestellten eine vorzeitige Pensionierung ab dem 58. Al-
tersjahr möglich. Der Arbeitgeber Staat beteiligt sich an der Finanzierung der AHV-Ersatzrente 
bei einer Pensionierung ab dem 60. Altersjahr. Gemäss GAV wird die AHV-Ersatzrente während 
maximal zwei Jahren (Grundlage maximale AHV-Rente) vollständig vom Arbeitgeber finanziert. 
Anschliessend besteht bis zum Erreichen des AHV-Alters weiterhin Anspruch auf die AHV-
Ersatzrente im gleichen Umfang. Der Arbeitgeberanteil an der Finanzierung ist sozial abgestuft.  
Die Flexibilisierung des Pensionierungsalters „nach oben“, d.h. über das Alter von 63 1/2 Jahren 
hinaus, steht auf der Pendenzenliste der Gesamtarbeitsvertragskommission und bildet Gegens-
tand von Verhandlungen. 
 
 
 

06. Departement des Innern 
 
6.1. Volksmotionen 
--- 
 
6.2. Volksaufträge 
--- 
 
6.3. Parlamentarische Initiativen 
--- 
 
6.4. Aufträge 

2. Februar 2005 Steigerung des Kostendeckungsgrads der öffentlichen Spitäler (Fraktion 
FdP/JL) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, den Kostendeckungsgrad der öffentlichen Spitäler innert der 
nächsten 10 Jahre von heute ca. 60% auf mindestens 65% zu erhöhen. 
 
Unerledigt. 
Die Erledigung ist innerhalb der durch die heute gültige Bundesgesetzgebung vorgegebenen 
Rahmenbedingungen nicht realisierbar. Daran wird auch die am 21. Dezember 2007 im Zusam-
menhang mit der KVG-Revision beschlossene neue Spitalfinanzierung nichts ändern. Der Regie-
rungsrat hat aber der Solothurner Spitäler AG (soH) im Rahmen der Globalbudgetperiode 2006-
2008 Sparvorgaben mitgegeben, die im Rahmen der Leistungsvereinbarung konkretisiert wor-
den sind. 



 

16. Mai 2006 Weniger Sozialhilfeausgaben durch Anreizsystem zur beruflichen Integ-
ration von Behinderten (Urs Wirth, SP) 

Es sind konkrete Massnahmen zu prüfen und umzusetzen, um private Unternehmen, insbeson-
dere KMU zu sensibilisieren, zu unterstützen und zu begleiten, damit sie vermehrt behinderte 
und leistungsschwache Personen weiterbeschäftigen und neu beschäftigen. Im Weiteren wird 
der Regierungsrat beauftragt, zu prüfen, ob in den kantonalen Betrieben behinderte und leis-
tungsschwache Personen vermehrt beschäftigt und mit welchen Massnahmen die Gemeinden für 
dieses Anliegen sensibilisiert und unterstützt werden können. 
 
Unerledigt. 
Der Auftrag soll im Jahr 2008 verstärkt im Zusammenhang mit der Umsetzung der 5. IV - Revision 
angegangen werden. 
 
 

17. Mai 2006 Einführung eines Bonus-Malus-Systems für die Erhebung der 
Motorfahrzeugsteuer (Fraktion SP/Grüne) 

Die Regierung wird beauftragt, die nötigen Gesetzes- und Verordnungsänderungen vorzulegen, 
um die Motorfahrzeugsteuer mit Hilfe eines Bonus-Malus-Systems zu differenzieren. Zu berück-
sichtigen sind dabei einerseits ökologische Kriterien (Schadstoff-Emissionen) wie auch Energie-
effiziente Antriebssysteme (z.B. Hybrid- und Elektroautos). 
 
Unerledigt. 
Vernehmlassungsverfahren mit RRB Nr. 2007/991 vom 12. Juni 2007 eröffnet. 
 
 

7. November 2006 Kampagne für Gewaltverzicht (Fraktion FdP) 
Der Kanton wird beauftragt, ein Konzept für eine Kampagne Gewaltverzicht unter Jugendlichen 
zu erarbeiten. Die Kampagne soll breit abgestützt sein und die Schulen (Volksschulen, Berufs-
schulen und Kantonsschulen), Polizei, Jugendverbände, Kulturveranstalter, Ausländervereine, 
Elternräte und Jugendkommissionen einbinden. 
 
Erledigt. 
Kampagne läuft (RRB Nr. 2007/46 vom 16. Januar 2007). 
Leitbild und Konzept Gewaltprävention verabschiedet (RRB Nr. 2007/1758 vom 22. Oktober 
2007). 
 
 

30. Januar 2007 Schaffung eines überregionalen Spitalraums (Fraktion FdP) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, sobald die KVG-Revision beschlossen ist, bezüglich Spitalpoli-
tik zu überprüfen, ob eine Intensivierung der Zusammenarbeit mit den Kantonen Aargau, Basel-
Landschaft, Basel-Stadt und Bern mit dem Ziel der Schaffung eines gemeinsamen Spitalraums 
unter dem revidierten KVG ohne Mehrkosten für den Kanton Solothurn möglich ist. 
 
Unerledigt.  
Am 21. Dezember 2007 wurde im Rahmen der KVG-Revision die freie Spitalwahl beschlossen. Da 
nicht von einem Referendum auszugehen ist, wird per 1. Januar 2012 nicht nur ein Spitalraum 
Nordwestschweiz entstehen, sondern ein Spitalraum Schweiz. Für den Kanton Solothurn ist der 
Spitalraum Schweiz bzw. die freie Spitalwahl mit Mehrkosten von rund 60 Mio. Franken verbun-
den, weil neu Kosten von Spitalbehandlungen übernommen werden müssen, die zuvor von den 
Zusatzversicherungen bezahlt worden sind. 
 
 



 

28. August 2007  Massnahmen im Bereich der Hausarztmedizin (Fraktion FdP) 
 
Der Regierungsrat wird eingeladen, Massnahmen zu prüfen, die geeignet sind, der sinkenden 
Attraktivität des Hausarztberufes in der medizinischen Grundversorgung im Kanton Solothurn 
entgegenzuwirken und einem drohenden Ärztemangel in diesem Bereich vorzubeugen. 
 
Erledigt. 
Die am 7. Mai 2007 eingesetzte Arbeitsgruppe Hausarztmedizin hat Massnahmen zur Stärkung 
des Hausarztberufes geprüft. Am 18. Dezember 2007 hat der Regierungsrat vom Schlussbericht 
der Arbeitsgruppe Kenntnis genommen (RRB Nr. 2007/2191). Aus der Optik einer guten Ausbil-
dung zur hausärztlichen Grundversorgung und einer positiven Wirkung auf die Übernahme von 
Hausarztpraxen ist es sinnvoll, die Praxisassistenz in Hausarztpraxen zu fördern. Dies erfolgt 
durch die Schaffung von sechs Praxisassistenz-Stellen à sechs Monate ab 1. Januar 2008. Pro-
grammorganisation und –koordination erfolgen durch das Paritätische Gremium Praxisassistenz, 
das aus je zwei Vertretern der soH und der HASO (Hausärzte Solothurn) besteht. Alle Praxisassis-
tenten werden durch die soH angestellt und erhalten den gleichen Lohn wie bei einer Assistenz-
tätigkeit im Spital. 20% der Bruttolohnkosten sind von den Praxisinhabern zu tragen. Die jährli-
chen Nettokosten der soH für diese neu geschaffenen Praxisassistenz-Stellen betragen ca. 
320'000 Franken. Die soH hat sich angesichts der Dringlichkeit bereit erklärt, diese Praxisassis-
tenz-Stellen schon 2008 zu schaffen, obwohl diese Kosten nicht im aktuellen Globalbudget ent-
halten sind. Für die neue Periode 2009-2011 soll dann das Globalbudget angepasst werden. Als 
weitere Massnahme sind an den soH-Standorten Olten und Solothurn je eine durch die Hausärz-
teschaft betriebene vorgelagerte Notfallpraxis geplant. Diese beiden Projekte sind Sache der soH 
und der regionalen Ärztegesellschaften. In Olten und auch in Solothurn sind bereits Vorarbeiten 
im Gang. Daher ist davon auszugehen, dass die vorgelagerten Notfallpraxen schon bald ihren 
Betrieb aufnehmen werden, was zu erheblichen Verbesserungen führen wird. 
 
 

7. November 2007 Bewilligung und Aufsicht im Pflegekinderbereich(Thomas Eberhard, 
SVP) 

Die Reorganisation Bewilligung und Aufsicht im Pflegekinderbereich Kanton Solothurn ist so zu 
revidieren, dass im Bereich der Betreuung durch Familienangehörige, insbesondere durch Gross-
eltern keine Bewilligungspflicht nötig ist. 
 
Erledigt. 
Den Intentionen wurde im departementalen Pflegekinderkonzept vom November 2007 Rech-
nung getragen und die Aufnahme verwandter Kinder im Bereich der Tagespflege ist mit § 80 der 
Sozialverordnung (RRB Nr. 2007/1834 vom 29. Oktober 2007) von der Bewilligungspflicht ausge-
nommen. 
 
 

7. November 2007 Förderung von Kinderbetreuungseinrichtungen dank weniger 
Reglementierung (Remo Ankli, FdP) 

Der Regierungsrat wird ersucht, das Bewilligungs- und Aufsichtsverfahren im Pflegekinderbe-
reich so zu gestalten, dass zukünftig zwischen Dauer- und Tagespflegeverhältnissen deutlich 
unterschieden wird und die Bewilligungs- und Aufsichtsbestimmungen für die Heimpflege einer-
seits und für familienergänzende Betreuungsformen andererseits unterschiedlich geregelt wer-
den. 
Ferner seien die Bewilligungs- und Aufsichtsanforderungen so zu gestalten, dass die Errichtung 
und Führung von familienergänzenden Betreuungseinrichtungen (Tagesstätten, etc.) im admi-
nistrativen und organisatorischen Bereich vereinfacht wird, ohne dass der Kindesschutz beein-
trächtigt wird. 
 
Erledigt. 



 

Den Intentionen wurde im departementalen Pflegekinderkonzept vom November 2007 Rech-
nung getragen. 
 
 

12. Dezember 2007 Einsammelaktion für Waffen aus Privatbesitz (Philipp Hadorn, SP) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die Durchführung einer Informationskampagne zu prüfen 
und die Zusammenarbeit mit weiteren interessierten Partnern zu suchen. Im Rahmen einer mög-
lichen Orientierung ist der Öffentlichkeit das bestehende Angebot zur freiwilligen Abgabe von 
Waffen in Erinnerung zu rufen und es sind bestimmte Berufsgruppen über das erwähnte neue 
Melderecht zu informieren. 
 
Unerledigt. 
Im Jahre 2008 wird mit den interessierten Partnern eine Informationskampagne geprüft. Inner-
halb dieser Kampagne ist über das bestehende Angebot zur freiwilligen Abgabe von Waffen zu 
orientieren.  
 
 
6.5. Motionen 

11. Mai 2005: Schaffung gesetzlicher Grundlagen um Szenenbildungen zu verhindern  
Änderung des Kantonspolizeigesetzes (Robert Gerber, FdP) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat eine Änderung des Gesetzes über die Kan-
tonspolizei vorzulegen, welche eine griffigere gesetzliche Grundlage für das Fernhalten und das 
Wegweisen von Personen im öffentlichen Raum enthält und so den heutigen Anforderungen ge-
recht zu werden vermag. 
 
Erledigt. 
Dem Auftrag der Motionäre wurde mit (neu) § 37 Abs. 1 lit. d und § 37 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Kantonspolizei Rechnung getragen (KRB Nr. RG 007a/2007 vom 15. Mai 2007), welche per 1. 
Oktober 2007 in Kraft getreten sind (RRB Nr. 2007/1585 vom 18. September 2007). 
 
 

29. Juni 2005:  Vermummungsverbot (Überparteilich) 
Der Regierungsrat wird beauftragt ein generelles Vermummungsverbot auf Gesetzesstufe inklu-
sive den entsprechenden Ausführungsbestimmungen zu erlassen. 
 
Erledigt. 
Dem Auftrag der Motionäre wurde mit (neu) § 21bis des Gesetzes über das kantonale Strafrecht 
und die Einführung des Schweizerischen Strafgesetzgebuches Rechnung getragen (KRB Nr. RG 
007a/2007 vom 15. Mai 2007), welcher per 1. Oktober 2007 in Kraft getreten ist (RRB Nr. 
2007/1585 vom 18. September 2007). 
 
 
6.6. Postulate 

15. September 1999: Gesetzliche Verankerung der Hilfe und Pflege zu Hause(Ida Waldner, SP) 
Die Hilfe und Pflege zu Hause „Spitex“ ist im Sozialgesetz zu verankern. 
 
Erledigt. 
Vgl. §§ 142 ff. Sozialgesetz vom 31. Januar 2007 (RG 119/2005), welches mit RRB Nr. 2007/1564 
vom 18. September 2007 per 1. Januar 2008 in Kraft gesetzt wurde. Die Möglichkeit der Ab-
schreibung des Vorstosses wurde bereits in B+E zum Sozialgesetz (RRB Nr. 2005/1617 vom 12. Juli 
2005) unter Ziffer 7 (Abschreibung von parlamentarischen Vorstössen), Seite 41, dargelegt. 



 

26. März 2002:  Jugend im Sozialgesetz (Fraktion SP) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, im neuen kantonalen Sozialgesetz Rahmenrichtlinien betref-
fend Jugendarbeit, Jugendpartizipation und Jugendkultur als Jugendförderung und Jugend-
schutz aufzunehmen. Diese Rahmenrichtlinien sollen die erwarteten Leistungen der Gemeinden, 
sowie klar formulierte Leitziele für eine kantonale Jugendpolitik enthalten, aber auch die Koor-
dination und das Bereitstellen von Fachwissen durch den Kanton gewährleisten. 
 
Erledigt. 
Vgl. §§ 112 ff. Sozialgesetz vom 31. Januar 2007 (RG 119/2005), welches mit RRB Nr. 2007/1564 
vom 18. September 2007 per 1. Januar 2008 in Kraft gesetzt wurde. Die Möglichkeit der Ab-
schreibung des Vorstosses wurde bereits in B+E zum Sozialgesetz (RRB Nr. 2005/1617 vom 12. Juli 
2005) unter Ziffer 7 (Abschreibung von parlamentarischen Vorstössen), Seite 41, dargelegt. 
 
 

17. Juni 2003: Behinderte dürfen nicht zu kurz kommen. Revision der rechtlichen 
Grundlagen im Behindertenbereich (Beatrice Heim, SP) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen für den Bereich der Behinder-
ten-Institutionen zu revidieren mit dem Ziel 
- Leitziele und Bedarfsplanung für den Behindertenbereich wie für den sozialpädagogischen 

Bereich festzuschreiben 
- Richtlinien und Qualitätskriterien für die finanzielle Leistungsabgeltung festzulegen und die 

Finanzierung der Institutionen zu sichern 
- Die Integration von Menschen mit Behinderungen zu fördern 
- Im Kinder- und Jugendbereich die heilpädagogische Früherziehung und die sozialpädagogi-

sche Förderung zu regeln. Der heilpädagogische Stütz- und Förderunterricht ist auch für 
entwicklungsgefährdete Kinder und Jugendliche, welche Behinderungskriterien gemäss IV-
Verordnung nicht erfüllen, sicherzustellen. 

 
Erledigt. 
Vgl. §§ 20 und 139 ff. Sozialgesetz vom 31. Januar 2007 (RG 119/2005), Teilrevision des Volks-
schulgesetzes im Bereich Spezielle Förderung und Sonderpädagogik vom 16. Mai 2007 (RG 
051/2007) sowie Artikel 10 des Bundesgesetzes über die Institutionen zur Förderung der Einglie-
derung von invaliden Personen vom 6. Oktober 2006 (SR 831.26), welche per 1. Januar 2008 in 
Kraft treten. 
Die Möglichkeit der Abschreibung des Vorstosses wurde bereits in B+E zum Sozialgesetz (RRB Nr. 
2005/1617 vom 12. Juli 2005) unter Ziffer 7 (Abschreibung von parlamentarischen Vorstössen), 
Seite 41, dargelegt. 
 
 
 

6. Juli 2005: Steuerbefreiung für gasbetriebene Fahrzeuge (Alexander Kohli, FdP) 
Die Regierung wird aufgefordert, gasbetriebene Fahrzeuge von der Motorfahrzeugsteuer für 
die Dauer von 2005 bis 2015 zu befreien. 
 
Unerledigt. 
Erledigung erfolgt in Zusammenhang mit Vorstoss zur Einführung des Bonus-Malus-System bei 
der Motorfahrzeugsteuer (Auftrag vom 17. Mai 2006). Vernehmlassungsverfahren mit RRB Nr. 
2007/991 vom 12. Juni 2007 eröffnet. 
 

07. Volkswirtschaftsdepartement 
 
7.1. Volksmotionen 
--- 



 

 

7.2. Volksaufträge 
--- 
 
7.3. Parlamentarische Initiativen 
--- 
 
7.4. Aufträge 

25. Juni 2003 Änderung des Kinderzulagengesetzes (Claude Belart FdP, und Edi 
Baumgartner, CVP) 

Das Kinderzulagengesetz vom 20. Mai 1997 ist wie folgt zu ändern: 
1. §2b ist zu streichen (§2c wird neu §2b). 
2. Für im Ausland lebende Kinder besteht der volle Zulagenanspruch nur, wenn diese in einem 

Staat wohnen, mit dem die Schweiz durch ein Sozialversicherungsabkommen verbunden ist. 
3. Der Zulagenersatz für Kinder im Ausland ist nach der Kaufkraft des betreffenden Landes 

abzustufen, d.h. die Berechnung hat nach dem Unterschied zwischen gesetzlichem Mindest-
ansatz und kaufbereinigtem Ansatz zu erfolgen. Die Kinderzulage entspricht: 

a) dem gesetzlichen Mindestansatz, wenn der Unterschied weniger als 25% beträgt; 
b) 75% des gesetzlichen Mindestansatzes, wenn der Unterschied zwischen 25 und 50% be-

trägt; 
c) 50% des gesetzlichen Mindestansatzes, wenn der Unterschied mehr als 50% und höchs-

tens 75% beträgt; 
d) 25% des Mindestansatzes, wenn der Unterschied mehr als 75% beträgt. 
e) Die Kinderzulage wird bis zum Ende des Monates, in dem das Kind das 16. Altersjahr voll-

endet, ausbezahlt. 
f) Das zuständige Departement legt die Zulagenansätze jährlich fest. 

Dieser Auftrag unterstützt die unerledigte Motion (Fraktion FdP) vom 1. Juli 1997. 
 
Erledigt. 
Mit dem Inkrafttreten des neuen Sozialgesetzes vom 31. Januar 2007 per 1. Januar 2008 ist der 
Vorstoss erledigt. Die Abschreibung wurde auch mit RRB Nr. 2005/1617 vom 12. Juli 2005 (RG 
119/2005) in B + E zum Sozialgesetz unter Ziffer 7, Seite 42, dargelegt. 
 
 

6. Dezember 2006 Der Kanton Solothurn ergreift die Initiative für ein interkantonales 
Konkordat über ein Hundegesetz (Fraktion CVP/EVP) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die im Rahmen der Nordwestschweizer Regierungskonferenz 
bereits initialisierten Verhandlungen für eine Harmonisierung der Vorschriften über Zucht, Han-
del, Halten etc. von Hunden allgemein und von Hunden des Typs Pitbull u.ä. im Speziellen vo-
ranzutreiben. Nach Erreichen einer entsprechenden Harmonisierung im Raum Nordwestschweiz 
ist möglichst eine schweizweite Harmonisierung anzustreben, soweit zwischenzeitlich nicht eine 
einheitliche Lösungsvariante des Bundes vorliegt. 
 
Unerledigt. 
An der Plenarsitzung der Nordwestschweizer Regierungskonferenz (NWRK) am 8. Juni 2007 in 
Solothurn haben die Regierungen der Kantone der NWRK auf Antrag des Kantons Solothurn 
bzw. der bereits an der Plenarsitzung der NWRK 2006 eingesetzten Arbeitsgruppe Koordination 
Hundegesetzgebung zur Kenntnis genommen, dass die Regelungen betreffend Hundehaltung in 
den Kantonen der Nordwestschweiz (NWCH) im Grundsatz bereits heute in weiten Bereichen 
übereinstimmen, und sich darauf geeinigt, zur Gewährleistung einer künftig materiell möglichst 
weitgehenden inhaltlichen Übereinstimmung der Gesetzgebung und des Vollzugs im Bereich der 
Hundehaltung in den NWCH-Kantonen im Sinne des Konvergenzprinzips generell alle kommen-
den Gesetzgebungs- bzw. -änderungsvorhaben (auf Gesetzes- wie auf Verordnungsstufe) der 
einzelnen NWCH-Kantone in Sachen Hundehaltung vorweg im Kreise der Kantonstierärztinnen  



 

und Kantonstierärzte der NWCH-Kantone (erweiterte Regionalkonferenz der Kantonstierärzte 
der NWCH) zwecks Erarbeitung von einheitlichen Empfehlungen zu Handen der für den Erlass 
bzw. die Änderung der betreffenden Gesetze oder Verordnungen zuständigen kantonalen Or-
gane vorberaten zu lassen. Ebenso sollen entsprechende Vollzugs- und Verfahrensfragen vorweg 
in der erweiterten Regionalkonferenz der Kantonstierärzte der NWCH thematisiert werden.  
Weiter sollen künftige Stellungnahmen der NWCH-Kantone in Vernehmlassungsverfahren des 
Bundes im Bereich der Hundehaltung im Sinne der Koordination und Gewährleistung einer mög-
lichst einheitlichen Haltung der NWCH-Kantone vorweg in der erweiterten Regionalkonferenz 
der Kantonstierärzte der NWCH zwecks Erarbeitung von einheitlichen Empfehlungen zu Handen 
der für die Verabschiedung der Stellungnahmen der Kantone zuständigen kantonalen Organe 
beraten werden.  
Die erweiterte Regionalkonferenz der Kantonstierärzte der NWCH wird zu Handen der kom-
menden Plenarsitzung der NWRK vom 13. Juni 2008 in Basel über ihre diesbezügliche Tätigkeit 
Bericht erstatten. 
 
 

30. Januar 2007 Neugestaltung Finanzausgleich (Fraktion SP/Grüne) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat im Verlauf der nächsten Legislaturperiode 
eine Vorlage zur Neugestaltung des Finanz- und Lastenausgleichs unter den Einwohnergemein-
den zu unterbreiten. Die Vorlage soll den Stärken des bisherigen Systems, den Auswirkungen der 
erwähnten Reformprojekte und den Erkenntnissen der Aufgabenreform Kanton – Gemeinden 
Rechnung tragen. Sofern zweckmässig soll sich die Neugestaltung an der Methodik der am 28. 
November 2004 gutgeheissenen Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung 
Bund - Kantone ausrichten und eine Eliminierung des indirekten Finanzausgleichs anstreben. 
 
Unerledigt. 
Siehe unten, 7.5, Motion Aufgabenteilung (Peter Kofmel, FdP) vom 24. März 1993. 
 
 

26. Juni 2007 Verpflichtungskredit zur Förderung erneuerbarer Energien zur 
Wärmeerzeugung (Irene Froelicher, FdP) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, das Förderprogramm für erneuerbare Energien mit gewissen 
Anpassungen umgehend fortzusetzen. Auf die neue Globalbudgetperiode 2009-2011 ist dem 
Kantonsrat mit dem neuen Globalbudget ein entsprechendes Anschlussprogramm vorzulegen. 
 
Unerledigt. 
Entsprechend dem KRB A 183/2006 wurde das Förderprogramm umgehend (per 1. Juli 2007) 
fortgesetzt. Die Ausarbeitung eines Anschlussprogramms wird vorbereitet; eine erste Sitzung 
findet im Januar 2008 statt. Die Arbeiten werden von einem externen Beratungs-/Ingenieurbüro 
und einer Arbeitsgruppe mit Experten und Expertinnen aus der im Kantonsrat vertretenen politi-
schen Parteien, sowie mit je einem Vertreter bzw. einer Vertreterin der Wirtschaft/des Gewerbes 
begleitet. Entsprechend der aktuellen Terminplanung soll der Bericht  spätestens per Ende Juni 
2008 von der Arbeitsgruppe zuhanden des Regierungsrates verabschiedet werden. Dieser Bericht 
wird allfällige Finanzierungsmodelle bzw. Finanzierungsgefässe aufzeigen. Botschaft und Ent-
wurf an den Kantonsrat ist per Ende Jahr geplant. 
 
 

30. Oktober 2007 Erhöhung der Energieeffizienz bei Neu-, Umbauten sowie Sanierungen 
von Gebäuden (Irene Froelicher, FdP) 

 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die entsprechenden Abklärungen betreffend einem Paket 
«Energie-Effizienzmassnahmen» vorzunehmen, und unter Berücksichtigung der notwendigen 
Ressourcen bis spätestens Ende 2008 einen Bericht vorzulegen. Der daraus resultierende Hand- 



 

lungsbedarf sowie die notwendigen finanziellen Aufwendungen sind soweit möglich, in das 
neue Globalbudget des Amtes für Wirtschaft und Arbeit (AWA) für die neue Globalbudgetperi-
ode 2009-2011, sicher aber in die Legislaturplanung 2009-2011, aufzunehmen. 
 
Unerledigt. 
Entsprechend dem KRB A 020/2007 wurde die Ausarbeitung eines Paketes «Energie-
Effizienzmassnahmen» aufgenommen; eine erste Sitzung findet im Januar 2008 statt. Die Arbei-
ten werden von einem externen Beratungs-/Ingenieurbüro und einer Arbeitsgruppe mit Exper-
ten und Expertinnen aus der im Kantonsrat vertretenen politischen Parteien, sowie mit je einem 
Vertreter bzw. einer Vertreterin der Wirtschaft/des Gewerbes begleitet. Entsprechend der aktu-
ellen Terminplanung soll der Bericht  spätestens per Ende Juni 2008 von der Arbeitsgruppe zu-
handen des Regierungsrates verabschiedet werden. Dieser Bericht wird allfällige Finanzierungs-
modelle bzw. Finanzierungsgefässe aufzeigen. Botschaft und Entwurf an den Kantonsrat sind 
per Ende Jahr geplant. 
 
 

30. Oktober 2007 Einführung Energieausweis für Gebäude (Fraktion SP/Grüne) 
 
Der Regierungsrat wird beauftragt, nach Vorliegen der entsprechenden Grundlagen und Ergeb-
nisse seitens des Bundesamtes für Energie, die Einführung des Energieausweises für Gebäude, 
unter Berücksichtigung der notwendigen Ressourcen und in Koordination mit den Nachbarkan-
tonen zu prüfen. 
 
Unerledigt. 
Die Arbeiten für den «Gebäudeenergieausweis der Kantone (GEA)» sind im Gange. An der Sit-
zung der Energiedirektorenkonferenz vom 4. April 2008 wird eine Orientierung über den Stand 
der Arbeiten und evtl. eine Beschlussfassung erfolgen. Seitens des Bundesamtes für Energie sind 
Testversuche für die Einführung des GEA für den Herbst 2008 vorgesehen. 
 
 

30. Oktober 2007 Förderprogramm Minergie (Überparteilich) 
 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die entsprechenden Revisionsarbeiten der kantonalen Mus-
tervorschriften zu verfolgen und unter Berücksichtigung der notwendigen Ressourcen und im 
Gleichschritt mit den Nachbarkantonen eine Änderung des kantonalen Energiegesetzes bis spä-
testens Ende 2008 vorzulegen. 
 
Unerledigt. 
Die von der Energiedirektorenkonferenz im Frühjahr 2007 beschlossene Totalrevision der «Mus-
tervorschriften der Kantone im Energiebereich» (MuKEn) läuft auf Hochtouren. Am 7. Dezember 
2007 hat sich die Energiefachstellenkonferenz mit der Revisionsvorlage befasst und dabei noch 
offene Punkte bereinigt. Nach Terminplan wird die Vorlage zur Behandlung an der Energiedi-
rektorenkonferenz vom 4. April 2008 vorliegen. Nach Beschlussfassung können die kantonalen 
Energiegesetze angepasst werden. 
 
 

30. Oktober 2007 Das Niederamt als Standort eines neuen Kernkraftwerks sichern 
(Überparteilich) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, sich im Rahmen seiner Kompetenz aktiv bei allen Beteiligten 
aller Ebenen für den raschen Bau eines Kernkraftwerks (Gösgen II) im Niederamt einzusetzen, 
um so ein positives Signal zu setzen und einen Beitrag zur Schliessung der drohenden Stromlü-
cke in der Schweiz zu leisten. Zudem wird er beauftragt, die straffe Durchführung des Bewilli-
gungsverfahrens beim Bund und den Kantonen, insbesondere im Kanton Solothurn, zu unter-
stützen. Der  



 

Regierungsrat wird ersucht, in seiner Stellungnahme zu diesem Vorstoss auf folgende Fragen zu 
antworten: 
1. Auf welche Art und Weise kann sich der Regierungsrat im Sinne des Auftrags einsetzen? 
2. Welche Verfahren auf politischer Ebene und auf der Seite der Investoren sind im Sinne des 

Auftrages einzuleiten? 
 
Unerledigt. 
Am 10. Dezember 2007 fand unter der Leitung des Bundesamtes für Energie ein Kick-off Mee-
ting mit den in einem künftigen Bewilligungsverfahren involvierten kantonalen Stellen, dem 
Bundesamt für Umwelt, dem Bundesamt für Raumentwicklung, Vertretern der ATEL, statt. Die 
Bundesbehörden informierten über die zeitliche Dimension des Rahmenbewilligungsverfahrens; 
die Vertreter der ATEL über den Stand der Arbeiten und ihre Bedürfnisse der Zusammenarbeit 
mit den kantonalen Stellen. So konnten insbesondere offene umwelt- und raumplanungsrechtli-
che Fragen erörtert und bereinigt werden. 
 
 

31. Oktober 2007 Massnahmen zur Integration erwerbsloser Jugendlicher(Fraktion 
SP/Grüne) 

Der Regierungsrat wird beauftragt in Zusammenarbeit mit den Gemeinden, den Arbeitgebern 
und den Gewerkschaften die bestehenden Angebote und Massnahmen für stellensuchende 
Schulabgänger / Schulabgängerinnen weiter zu optimieren und zu ergänzen und zur Koordina-
tion, Synchronisation und Weiterentwicklung derselben im Rahmen des Projekts «Case Mana-
gement Berufsbildung» ein entsprechendes kantonales Gesamtkonzept als Grundlage für die 
Projekt- und Finanzierungsanfrage an das Bundesamt für Berufsbildung und Technologie (BBT) 
zu erarbeiten. Absolute Priorität haben Unterstützungsmassnahmen für die berufliche 
Integration von Jugendlichen mit geringen oder keinen Schulabschlüssen. Der Kanton sollte 
nach Möglichkeit den Bezug von Sozialhilfeleistungen von der Teilnahme an Arbeitseinsätzen 
abhängig machen. 
 
Erledigt. 
Das Bundesamt für Berufsbildung und Technologie (BBT) hat die kantonalen Gesamtkonzepte 
genehmigt. Das BBT unterstützt die Aufbauarbeiten zum Case Management Berufsbildung (CM-
BB) in den Kantonen mit 15 - 20 Millionen Franken während vier Jahren. Dabei werden die Kan-
tonsanteile anhand der Anzahl Lehrverhältnisse berechnet. Das sind für den Kanton Solothurn 
165000 Franken pro Jahr für die Jahre 2008 – 2011. Aufgrund dieses doch wesentlich kleineren, 
als erwarteten Bundesbeitrages muss sich der Kanton auf ein paar wenige Projekte fokussieren 
und das Gesamtkonzept wesentlich redimensionieren. Dabei bildet das Kernstück die bisher 
schon bestehende Berufswahlplattform. Zusätzlich wird im Sommer 2008 in Olten ein Berufsvor-
bereitungsjahr für Werkschüler gestartet. Daneben wird die interdepartementale Zusammenar-
beit laufend ausgebaut, um im strategischen Bereich die Entwicklung der Jugendarbeitslosigkeit 
und deren Bekämpfung weiter zu verfolgen. 
 
 

31. Oktober 2007 Aufbau einer Fachstelle Bienenhaltung im Kanton Solothurn 
(Umbawiko-Ausschuss Landwirtschaft) 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, den Aufbau einer Fachstelle «Imkerei, Bienen und Bienen-
haltung» im Kanton Solothurn zu prüfen. Eine Zusammenarbeit mit den Nachbarkantonen ist 
anzustreben. 
 
Unerledigt. 
Es haben Gespräche mit dem Verband der Deutschschweizer Bienenfreunde sowie der agroscope 
Liebefeld stattgefunden. Diese sind selber am Vorbereiten neuer Strukturen. Darin könnte der 
Aufbau einer entsprechenden Fachstelle am Wallierhof als regionales Zentrum Platz finden. Die  



 

weiteren Arbeiten werden deshalb mit diesem gesamtschweizerischen Vorhaben koordiniert. 
Grundsatzentscheide werden Ende Juni 2008 erwartet. 
 
 
7.5. Motionen 

24. März 1993: Aufgabenteilung (Peter Kofmel, FdP) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, zusammen mit den Einwohnergemeinden die vor Jahren be-
gonnene Aufgabenreform energisch voranzutreiben. 
Dabei sind fundamentale Reformen ins Auge zu fassen: Aufgabe, Verantwortung, Kompetenz 
und Finanzierungspflicht sind in der Regel der gleichen Körperschaft zuzuordnen. 
 
Unerledigt. 
Die Aufgabenentflechtung zwischen dem Kanton und den Gemeinden wurde ab Beginn im Jah-
re 1993 durch eine paritätisch zusammengesetzte Kommission «Aufgabenreform Kanton-
Einwohnergemeinden» unter Federführung des Finanzdepartements koordiniert. Die Aufgaben-
reform wurde als laufender Prozess angegangen: Zahlreiche Abklärungen zur Aufgabenteilung 
in den Bereichen «Öffentliche Sicherheit», «Bildung», «Verkehr», «Raumordnung» und «Finan-
zen» konnten zwischenzeitlich erledigt werden. Die Aufgabenteilung in der sozialen Sicherheit, 
welche ebenfalls in den 90er Jahre initiiert wurde, konnte erst kürzlich mit der Inkraftsetzung 
des Sozialgesetzes auf 1. Januar 2008 abgeschlossen werden. Weiter wurden im vorletzten Jahr 
(RRB Nr. 2006/1412 vom 11. Juli 2006) Aufgabenentflechtungen im Bildungsbereich (Kantonali-
sierung der Logopädie und Förderlehrkräfte in der Regelschule, schulpsychologischer Dienst) 
beschlossen. Schliesslich wurde mit gleichem Beschluss bei der Verbundaufgabe öffentlicher Ver-
kehr ein neuer Kostenverteiler (Senkung des «Schwellenwertes») zu Gunsten der Gemeinden 
aufgrund der Mehrbelastungen aus der Einführung des Mittelschulgesetzes per 1. Januar 2007 
verabschiedet. 
Am 30. Januar 2007 wurde der Vorstoss SP/Grüne zur Neugestaltung des innerkantonalen Fi-
nanzausgleichs auf der Grundlage des RRB Nr. 2006/2101 vom 21. November 2006 erheblich er-
klärt. Darin wird der Regierungsrat beauftragt, dem Kantonsrat im Verlauf der nächsten Legisla-
turperiode (bis Ende 2013) eine Vorlage zur Neugestaltung des Finanz- und Lastenausgleichs 
unter den Einwohnergemeinden zu unterbreiten.  
Im Rahmen der neuen Zuständigkeit für den Bereich Gemeinden wurde die Federführung für 
das Geschäft «Aufgabenreform» im Mai 2007 an das Volkswirtschaftsdepartement übertragen. 
Im Zuge dieser Neuzuteilung und im Vorfeld zur erneuten Revision des innerkantonalen Finanz- 
und Lastenausgleichs soll nun eine «Auslegeordnung» über das bisher Erreichte und der Klärung 
des allfällig noch weiteren Handlungsbedarfs erhoben werden. Das langjährige Projekt soll bis 
ins Jahr 2009 zu einem definitiven Abschluss gebracht werden. 
 
 

22. Februar 1995 Direktanweisung der Kinderzulagen (Beatrice Heim, SP)  
Der Regierungsrat wird beauftragt, rechtliche Grundlagen zu schaffen, damit die Kinderzulagen 
geschiedener, getrennt lebender oder unverheirateter Arbeitnehmer von Gesetzes wegen direkt 
an die Obhutsberechtigten der Kinder angewiesen werden können. Dabei soll die Regel aus-
schliesslich Kinder, die in der Schweiz wohnen, betreffen. 
 
Erledigt. 
Mit dem Inkrafttreten des neuen Sozialgesetzes vom 31. Januar 2007 per 1. Januar 2008 ist der 
Vorstoss erledigt. Die Abschreibung wurde auch mit RRB Nr. 2005/1617 vom 12. Juli 2005 (RG 
119/2005) in B + E zum Sozialgesetz unter Ziffer 7, Seite 42, dargelegt. 
 
 
 
 



 

1. Juli 1997 Totalrevision des Kantonalen Kinderzulagengesetzes vom20. Mai 1997 
(Fraktion FdP) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, das gesamte Kinderzulagengesetz auf Zeit- und Zweckmäs-
sigkeit zu überprüfen. Insbesondere sollen 
1. im Betrieb des Ehegatten mitarbeitende Partner nicht vom Anspruch auf Kinderzulagen aus-

geschlossen werden (§ 2 lit. b ist zu streichen); 

2. die Kinderzulagen für die in der Schweiz wohnhaften Ausländer mit Kindern im Heimatstaat 
der Kaufkraft des jeweiligen Landes angepasst werden. 

Die gemäss Verwaltungsgerichtsurteil ungerechtfertigte, ungleiche Handhabung der Auszahlung 
von Kinderzulagen an im Betrieb des Ehegatten mitarbeitende Partner muss geändert werden. 
Es gibt keinen Grund, Angestellte von der Auszahlung der Kinderzulagen auszuschliessen, wenn 
diese einen nachweisbaren Lohn für ihre Tätigkeit erhalten, was mittels Lohnausweis kontrolliert 
werden kann. Kleine und mittlere Betriebe dürfen nicht für ihr Engagement im Bereich sicherer 
Arbeitsplätze bestraft werden. 
Die Anpassung der Kinderzulagen für ausländische Arbeitnehmer mit Kindern in Heimatländern, 
mit denen die Schweiz ein Sozialversicherungsabkommen abgeschlossen hat, an die Kaufkraft im 
jeweiligen Heimatland, ist gerecht und zeitgemäss. Mit dieser Anpassung können finanzielle 
Mittel eingespart werden, ohne Arbeitnehmer zu benachteiligen. Die Massnahme ist sozial ge-
rechtfertigt und mit einem vertretbaren administrativen Aufwand realisierbar. 
 
Erledigt. 
Mit dem Inkrafttreten des neuen Sozialgesetzes vom 31. Januar 2007 per 1. Januar 2008 ist der 
Vorstoss erledigt. Die Abschreibung wurde auch mit RRB Nr. 2005/1617 vom 12. Juli 2005 (RG 
119/2005) in B + E zum Sozialgesetz unter Ziffer 7, Seite 42, dargelegt. 
 
 
 
7.6. Postulate 

3. November 1999 Schwarzarbeit ernsthaft bekämpfen (Andreas Gasche, FdP/JL) 
Gemäss einer Studie des Schweizer Professors Friedrich Schneider von der Johannes Kepler Uni-
versität in Linz, hat sich der Anteil der Schwarzarbeit in der Schweiz in den letzten 23 Jahren von 
3,2 % des BSP im Jahre 1975 auf 8 % des BSP im Jahre 1998 erhöht. In Geld ausgedrückt beläuft 
sich dies heute auf eine Summe von rund 20 Mia. Franken. 30 Mia. Franken werden in der 
Schweiz in die Schattenwirtschaft investiert. Auch der Kanton Solothurn ist von dieser Entwick-
lung betroffen. So sind wir als grenznaher Kanton immer wieder konfrontiert mit Arbeitskräf-
ten, die ohne Aufenthaltsbewilligung in gewerblichen und landwirtschaftlichen Berufen ihren 
Einsatz leisten. Aber auch die «Samstagsarbeit», das heisst Arbeit, die von Arbeitnehmern aus-
serhalb der GAV-Vorschriften an Samstagen und zu späten Nachtzeiten verrichtet wird, konkur-
renziert die Wirtschaft, die Sozialversicherungen erleiden dabei ebenfalls erhebliche Verluste. 
Gemäss Bundesgesetz über Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer (Anag) Artikel 2 Absatz 
1 brauchen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Unternehmen mit Sitz im Ausland bei der 
Einreise in die Schweiz zwecks Aufnahme einer Erwerbstätigkeit innerhalb von acht Tagen eine 
Bewilligung. Dadurch können ausländische Personen in der Schweiz gewisse Arbeiten ausführen, 
ohne dass sie vorher eine fremdenpolizeiliche Bewilligung einholen müssen. Diese Regelung gilt 
nicht für Arbeitnehmer von Firmen mit Sitz im Ausland, die für die Errichtungen von Bauwerken 
oder Anlagen vorübergehend in unserem Land eingesetzt werden. Konsequenz: Zunehmend 
arbeiten in der Schweiz Firmen aus dem nahen und entfernteren Ausland zu Dumping-Löhnen. 
Die Acht-Tage-Regelung führt auch dazu, dass ganze Equipen nach acht Tagen ausgewechselt 
werden. Da diese Regelung noch gewisse Ausnahmen kennt, ist vor allem der Vollzug in den 
Kantonen ungenügend. Zu Diskussionen Anlass geben aber in diesem Zusammenhang die unge-
nügenden Kompetenzen der paritätischen Kommissionen.  
Der Regierungsrat wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern, Massnahmen zu 
ergreifen, um die Schwarzarbeit im Kanton Solothurn einzudämmen. Dabei sind einerseits die  



 

polizeilichen Instrumente wie Kontrollen und Strafen einzusetzen. Ebenso wichtig erscheinen 
uns die präventiven Instrumente wie Informationskampagne und Anreize.  
 
Erledigt. 
Am 17. Juni 2005 haben die eidgenössischen Räte das Bundesgesetz über Massnahmen zur Be-
kämpfung der Schwarzarbeit (BGSA) beschlossen. Am 6. September 2006 hat der Bundesrat die 
Verordnung über Massnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit (VOSA) sowie die Inkraftset-
zung der Verordnung und des Bundesgesetzes (BGSA) auf den 1. Januar 2008 beschlossen. Mit 
Beschluss Nr. RG 087/2007 vom 29. August 2007 hat der Kantonsrat das kantonale Einführungs-
gesetz zum Bundesgesetz über Massnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit (BGS 822.41) 
erlassen. Das Postulat kann somit als erledigt abgeschrieben werden. 
 
 

9. Mai 2000 Neue Rechtsform für die Ausgleichskasse und die IV-Stelle des Kantons 
Solothurn (Elisabeth Schibli, FdP/JL) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat eine neue Rechtsform der Ausgleichskasse 
des Kanton Solothurn und der IV-Stelle des Kanton Solothurn zu unterbreiten mit dem Ziel, dass 
die Aufgaben, die Kompetenzen und die Verantwortlichkeiten in diesen Organisationseinheiten 
optimal und effizient geregelt werden. 
 
Erledigt. 
Mit dem Inkrafttreten des neuen Sozialgesetzes vom 31. Januar 2007 per 1. Januar 2008 ist der 
Vorstoss erledigt. Die Abschreibung wurde auch mit RRB Nr. 2005/1617 vom 12. Juli 2005 (RG 
119/2005) in B + E zum Sozialgesetz unter Ziffer 7, Seite 42, dargelegt. 
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